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Wolfgang Ismayr

Kulturförderung zwischen Neuorientierung
und Sparzwängen

Aus Stellungnahmen von Parteien, Politikern
und Gewerkschaften sowie parlamentari-
schen Anfragen und Debatten geht in den
letzten Jahren ein zunehmendes Interesse an
kunst- und kulturpolitischen Fragen hervor.
Bekunden diese Äußerungen eine Verschie-
bung politischer Prioritäten zugunsten der
Kunst- und Kulturförderung und der Berück-
sichtigung der kulturellen Dimension im poli-
tischen Handeln, oder geht es dabei vorwie-
gend um die Rechtfertigung oder Abwehr von
Sparmaßnahmen in den öffentlichen Haushal-
ten? Die kulturpolitische Debatte würde seit
Anfang der siebziger Jahre besonders durch
die richtungweisenden Empfehlungen des
Deutschen Städtetages geprägt, in denen die-
ser die Städte zu verstärktem kulturpoliti-
schem Engagement auffordert und dabei von
einem erweiterten Kulturverständnis aus-
geht. Unterstützt werden diese Bemühungen
durch entsprechende Empfehlungen der UN-
ESCO (1976) und des Europarats (1976, 1983)’).
Besonders in der deutschen Tradition ver-
stand man seit dem 19. Jahrhundert unter
„Kultur" meist jene „höheren", dem profanen
Alltag enthobenen Lebenstätigkeiten, vor-
nehmlich die Bereiche des Künstlerischen
und „Geistigen". Das Wort „Zivilisation" galt
für alle anderen Lebensbereiche. Diese Unter-
scheidung ist Ausdruck der neuzeitlichen
Trennung von Rationalität, Ethik, Ästhetik
und Politik, — mithin von Denken, Fühlen
und Handeln2).
Es sind konkrete Erfahrungen, die einen
Wandel des Kulturverständnisses herausfor-
dern: die Gefährdung der Städte als humaner
Lebensraum, Umweltzerstörung, weltweite
Aufrüstung und die Auswirkungen neuer
Kommunikations- und Informationstechni-

I. Kulturverständnis im Wandel
ken. So werden in den entsprechenden Reso-
lutionen des Europarats, der UNESCO und
des Deutschen Städtetages die menschlichen
Lebensbereiche in ihrer kulturellen Vernet-
zung gesehen und dabei insbesondere die
kulturellen und politischen Konsequenzen
des quantitativen Wirtschaftswachstums als
dominanter Zielsetzung vor Augen geführt.
„Kultur" in diesem Verständnis bezeichnet
nicht eine Parzelle der Gesellschaft, sondern
die Gesamtheit der vielfältigen Lebensäuße-
rungen einer Bevölkerung. Es sind durchaus
Einsichten der Kulturanthropologie und Eth-
nologie, die sich entsprechend der Intention
dieser Empfehlungen ins Normative wenden
lassen: Die schöpferische Aneignung der Um-
welt, Identitätsfindung in (auch emotional er-
fahrbaren) überschaubaren Lebensräumerf,
Sinnerfüllung im alltagsweltlichen Lebens-
vollzug für alle Bevölkerungsschichten wer-
den in ihrer (trans)kulturellen Bedeutung er-
kannt3). Von entsprechenden Einsichten läßt
sich beispielsweise die UNESCO-Empfehlung
„über die Teilnahme und Mitwirkung aller
Bevölkerungsschichten am kulturellen Leben"
(1976) leiten und verbindet sie mit demokrati-
schen Werten und Zielvorstellungen. Zur
Kultur gehöre auch „der Erwerb von Kennt-
nissen, der Anspruch auf einen Lebensstil und
das Bedürfnis nach Kommunikation". Die Teil-
nahme am kulturellen Leben bedeute eine
„Behauptung der Identität, der Authentizität
und der Würde". Die Behauptung der kultu-
rellen Identität solle allerdings nicht zur Iso-
lation von Gruppen führen, sondern frucht-
bare wechselseitige Bereicherung durch häu-
fige Kontakte mit sich bringen4).
Es waren hautnah erfahrbare Fehlentwicklun-
gen in den Städten, die zunächst beim Deut-
schen Städtetag einen Prozeß des kulturpoli-
tischen Umdenkens in Gang setzten. Dem tra-
ditionellen Kulturverständnis entsprechend,
war es die zentrale Aufgabe der (kommuna-
len) Kulturpolitik, die „Einrichtungen der
Kunst und Kulturpflege", Theater, Museen,



Orchester, Bibliotheken, wieder und neu auf-
zubauen und zu unterhalten. Auf diesen „trotz
größter wirtschaftlicher Not" erfolgten Auf-
bau verweist der Deutsche Städtetag in der
heutigen Spardebatte nicht ohne Stolz5). Seit
Ende der sechziger Jahre wurde dann zuneh-
mend erkannt, daß sich kommunale Kulturpo-
litik nicht im wesentlichen auf die Sicherung
dieser Einrichtungen beschränken darf, wenn
sie dazu beitragen will, einem offensichtli-
chen Verlust an Lebensqualität in den Kom-
munen entgegenzuwirken. Auf der Hauptver-
sammlung 1973 („Wege zur menschlichen
Stadt") wurden Erfahrungen und Konsequen-
zen in einer nach wie vor gültigen Weise for-
muliert. Die einseitige Orientierung an ra-
schem ökonomischem Wachstum habe viel-
fach eine disharmonische städtebauliche Um-
welt erzeugt und humane Lebensbedingun-
gen gefährdet. Die Vermenschlichung der
Städte, ihre „Wiedergewinnung als kulturge-
prägte Schöpfung und Ereignisstätte" soll da-
her auch gegen Widerstände durchgesetzt
werden. Das ökonomische Ziel sei in die Ziel-
setzungen für die menschliche Stadt einzu-
ordnen6).
Diesem grundsätzlichen Prioritätenwechsel
entspricht die neugewonnene kulturpoliti-
sche Konzeption, der sich inzwischen auch
der Deutsche Städte- und Gemeindebund und
der Deutsche Landkreistag mit entsprechen-
den Empfehlungen (1980) angeschlossen ha-
ben. Voraussetzung für die Entfaltung des
Menschen in der Stadt sei die Schaffung einer
Umgebung, die durch Proportion und Grund-
struktur die Phantasie anrege und gleichzei-
tig die Identifikation der Bewohner mit ihrer
Stadt gewährleiste. Auch auf der letzten
Hauptversammlung des Deutschen Städteta-
ges wurden diese Leitlinien der Kulturarbeit
in Erinnerung gerufen. Kulturarbeit müsse
dazu beitragen, die Nachdenklichkeit, die Be-
sinnlichkeit der Menschen anzuregen, Kom-
munikation zu fördern, die Entfaltung der
Kreativität zu unterstützen. Kulturpolitik in
diesem Sinne wird als Daseinsvorsorge für
die Bürger verstanden. Ziel einer demokrati-
schen Kulturpolitik ist eine „Kultur für, mit
und von allen“7). Durch öffentliche Kunst- und
Kulturförderung soll verhindert werden, daß
der Konsum kommerzieller Angebote in der

zunehmenden Freizeit das Leben der meisten
Bürger bestimmt, zumal die Haltung passiver
Konsumenten auch die Weiterentwicklung
einer beteiligungsfreundlichen demokrati-
schen politischen Kultur gefährdet. Ange-
sichts der Vernetzung der Politikfelder, die
im kommunalen Raum besonders evident
wird, und angesichts der bekannten Zukunfts-
probleme ergibt sich für Kulturpolitiker auch
die Aufgabe, darauf hinzuwirken, daß politi-
sches Handeln insgesamt von kulturellem In-
teresse geleitet wird und an der Entwicklung
struktureller Voraussetzungen für einen
Orientierungswandel mitwirkt. Die Berück-
sichtigung der kulturellen Dimension in der
Stadtentwicklung, aber auch in der Bundes-
und Landespolitik, setzt engagierte Koopera-
tion über die oft engen Ressortgrenzen hin-
weg voraus8). Auch im engeren Sinne ver-
standen, kann sich Kunst- und Kulturförde-
rung nicht darauf beschränken, die traditio-
nellen Einrichtungen Theater, Museen, Bi-
bliotheken und Orchester zu unterhalten und
zu fördern: Hinzu kommen müssen die Förde-
rung von Künstlern, kulturellen Initiativen
und Vereine, soziokulturellen Stadtteilzen-
tren (Kleinzentren) sowie kulturpädagogische
Aktivitäten (Animation).
Die seit den siebziger Jahren entstandenen
vielgestaltigen Aktivitäten künstlerischer
und soziokultureller Initiativen zeigen deut-
lich, daß die kommunal- und kulturpoliti-
schen Zielsetzungen der genannten Empfeh-
lungen einem sich wandelnden Interesse vie-
ler Bürger entsprechen. Diese zum Teil durch
neue Wertvorstellungen geprägte Erwar-
tungshaltung wurde bei der letzten Hauptver-
sammlung des Städtetages ausdrücklich auf
die eigene kulturpolitische Konzeption bezo-
gen: „Auch wenn viele Bürger, in der Wirt-
schaftsrezession wiederum von der Sorge um
den Arbeitsplatz, preiswerten Wohnraum und
eine angemessene Sicherung des erreichten
Lebensstandards bedrückt sind, so ist den-
noch festzustellen, daß die ausschließliche
Ausrichtung der Gesellschaft am wirtschaftli-
chen Erfolg und am ökonomischen Wachstum
zunehmend in Frage gestellt wird. Viele Men-
schen suchen nach einer neuen Sinngebung
des eigenen Daseins, nach neuen Zukunfts-
perspektiven, nach neuen Formen der Selbst-
verwirklichung und der Mitgestaltung einer
lebenswerten Umwelt, insbesondere im er-
fahrbaren Lebens- und Wohnbereich. Dies ist
zugleich die Suche nach einer neuen kulturel-
len und geschichtlichen Identität. Die Men-
schen fordern zu Recht, daß der von ihnen



geschaffene Wohlstand auch dazu diene,
durch breite kulturelle Angebote die Qualität
des Lebens zu vergrößern."9)

9) Deutscher Städtetag, (Anm. 5), S. 142 f.
10) Vgl. B. Guggenberger, Bürgerinitiativen in der
Parteiendemokratie, Stuttgart 1980; H. Klages/P.
Kmieciak (Hrsg.), Wertwandel und gesellschaftie
eher Wandel, Frankfurt 1979.
1 ) W. Neumann-Bechstein, Freizeit und Medien —
Neue Trends, ungewisse Perspektiven?, in: Media
Perspektiven, (1984) 3, S. 198.
12) Vgl. auch Zwischenbericht der Enqute-Kom-
mission „Neue Informations- und Kommunikations-
techniken'', hrsg. vom Deutschen Bundestag, Druck-
sache 9/2442, S. 139.

1) Ebd., S. 123—125.
1) Ebd., S. 125; vgl. „Kulturzerstörung?", 10. Römer-
berggespräche in Frankfurt, hrsg. von H. Hoffmann,
Königstein 1983.
15) Deutscher Städtetag, Neue Medien und städti-
sche Kultur- und Bildungsarbeit, 25. 11. 1983.

Dieser Einstellungs- und Wertwandel findet
seinen Ausdruck in konkreten Aktivitäten
zahlreicher Bürgerinitiativen in den Berei-
chen des Umweltschutzes, der Stadtentwick-
lung und der Friedenssicherung. Ein großer
Teil dieser Initiativen ist in soziokulturellen
Bereichen tätig. Insgesamt zeigen sich hier
Ansätze eines verstärkten Interesses an akti-
ver politischer Beteiligung, an kreativer und
kommunikativer Selbstentfaltung und an der
schöpferischen Gestaltung der Umwelt in so-
lidarischem Handeln ).10

Diesen positiven Ansätzen, die in Richtung
des vom Europarat empfohlenen Weges von
der Konsumgesellschaft zu einer kulturellen
Demokratie weisen, stehen verstärkte gegen-
läufige Tendenzen entgegen: Insbesondere ist
dies die rasche Entwicklung der Kommunika-
tions- und Informationstechniken, vor allem
ein forcierter Ausbau der „neuen Medien" aus
primär kommerziellem Interesse. Auf die Zu-
nahme der Freizeit hat sich eine florierende
Freizeit- und Medienindustrie mit einem
breiten Konsumangebot eingestellt. Etwa
40 Prozent der Freizeit an Werktagen und
50 Prozent an Wochenenden dient bereits
heute der Fernsehnutzung’11). Ganz überwie-
gend von Gewaltdarstellungen wird nach An-
gaben der Bundesprüfstelle für jugendgefähr-
dende Schriften der in den letzten Jahren
stark expandierende Markt bespielter Video-
Kassetten beherrscht12). Starke Bestrebungen,
die Verkabelung der Bundesrepublik voran-
zutreiben und die Techniken des Kabel- und
Satellitenfernsehens für eine Ausweitung des
Programmangebots durch Zulassung privater
Anbieter zu nutzen, dürfte nach bisherigen
Erfahrungen in anderen Ländern im Endef-
fekt nicht nur den Fernsehkonsum (zumin-
dest bei Kindern) erhöhen, sondern auch zu
einer. Verflachung des gesamten Angebots
führen, wenn nicht entschiedene Vorkehrun-
gen getroffen werden.
Auf erwartete negative kulturelle Auswirkun-
gen einer den passiven Medienkonsum ver-

stärkenden Entwicklung der neuen Medien
haben der Deutsche Kulturrat, der Deutsche
Städtetag und die Enquöte-Kommission
„Neue Informations- und Kommunikations-
techniken" des Deutschen Bundestages nach-
drücklich hingewiesen. Letztere verweist in
ihrem Zwischenbericht auf die Gefahr, daß
die für einen lebendigen Kulturprozeß not-
wendige personale Kommunikation durch
technisch vermittelte Kommunikation ver-
drängt und die eigene Erfahrung zunehmend
durch die Übernahme fremder Erfahrungsin-
halte ersetzt werde: „Die neuen Informations-
und Kommunikationstechniken können zu ei-
nem Abbau direkter zwischenmenschlicher
Kommunikation und kultureller Aktivitäten
führen. Ein vermehrtes Medienangebot, wie
zum Beispiel über Lokalfernsehen oder Vi-
deoprogramme, kann die Tendenz zu passi-
vem Medienkonsum am heimischen Bild-
schirm verstärken. Ein solcher Rückzug in die
Privatheit müßte zum Abbau des öffentlichen
Kulturangebots führen.“ Daher müßten in
gleichem Maße, in dem die technikgestützte
Kommunikation gefördert wird, auch die „le-
bendigen" Formen personaler Kommunika-
tion gefördert werden (zum Beispiel „Kultur-
angebote, Breitenkultur, Entwicklung des kul-
turellen Milieus, Kultur- und Kommunika-
tionszentren")13). Die Sicherung des öffentli-
chen kulturellen Lebens müsse gegebenen-
falls auch unter Einschränkung der Ge-
schwindigkeit des Wachstums der Informa-
tions- und Kommunikationstechniken in eini-
gen Bereichen gesichert werden14). Da die
Ausweitung des Programmangebotes durch
private Anbieter als beschlossen gilt, richtet
sich das Interesse verstärkt auf die Inhalte
geplanter Mediengesetze. So soll eine dem
Programm der öffentlich-rechtlichen Anstal-
ten vergleichbare Programmstruktur gewähr-
leistet werden, besonders auch bei der Her-
stellung lokaler Programme, bei denen den
lokalen Bildungs- und Kultureinrichtungen
eine wesentliche Bedeutung zukommen
soll15). Der Deutsche Kulturrat fordert eine
Verpflichtung zur Ausstrahlung kultureller
Sendungen und dabei einen angemessenen
Anteil von Eigen- und Auftragsproduktionen
unter entsprechender Berücksichtigung der
kreativen einheimischen Kräfte sowie der
einheimischen Kulturwirtschaft, allerdings
auch eine verstärkte internationale Pro-



grammzusammenarbeit, vor allem im europäi-
schen Bereich und mit der „Dritten Welt" ) .16

Diese Forderungen basieren auf der interna-
tionalen Erfahrung, daß eine Vielzahl von An-
bietern noch keineswegs zu einer Vielfalt des
Programms führt, wenn (auch kulturelle)
Neuproduktionen eingeschränkt werden, weil
die Nutzung weltweit angebotener Lizenzen
Kosten spart. Für die kommunale Kulturar-
beit ergibt sich die Aufgabe, die Nutzung
neuer Medien zu fördern, wo sie kreativer
Tätigkeit dienen können, so zum Beispiel die
Unterstützung von Video-Gruppen, die ei-
gene Filme herstellen, und die Nutzung des
Offenen Kanals. Um der Einseitigkeit des
Marktes entgegenzuwirken, sollen öffentliche
Bibliotheken und Bildstellen auch entspre-
chende Videokassetten bereitstellen17). Die
kulturpolitische Realität ist freilich, daß die
Ankaufsmittel vieler Bibliotheken empfind-
lich gekürzt wurden. Während angesichts der
gegebenen Situation und der dargestellten
kulturellen Zielsetzungen Kunst- und Kultur-
förderung in allen Bereichen — und nicht zu-
letzt der Kunst- und Medienpädagogik — ver-
stärkt werden müßten ) , werden im Hinblick18

auf die angespannte Haushaltslage in vielen
Kommunen und den meisten Bundesländern
Mittel zur Kulturförderung gekürzt.
Daß es sich hier nicht um ein spezifisch deut-
sches Problem handelt, zumal aufgrund der
dezentralen Förderungsstruktur die Aus-
gangslage in der Bundesrepublik noch relativ
günstig ist, zeigt auch die „Bremer Erklärung"
(1983) auf der Ebene des Europarats19). Darin
rufen die bei der Bremer Konferenz versam-
melten Vertreter der Städte die Gemeinden
auf, Kulturpolitik als vorrangige Aufgabe an-
zusehen und ihre Anstrengungen (auch in fi-
nanzieller Hinsicht) zu verdoppeln, und die
Regierungen sollen sie dabei angemessen un-
terstützen: „Damit kulturelles Leben sich ent-
falten, Neuerungen entstehen und die kultu-
relle Demokratie entwickelt werden kann, ist
es wesentlich, daß die Gemeinden kulturelle
Vielfalt und Verschiedenartigkeit — von
volkstümlichen Interessen bis zu denjenigen
von Spezialisten und Eliten — bejahen. Es be-
steht ein dringender Bedarf an konkreten
Programmen auf kommunaler Ebene, mit wel-
chem dem vorherrschenden Medienkonsum
entgegengewirkt werden kann."20)

II. Kulturpolitik zwischen Neuorientierung und Sparzwängen

Kann die hier erhoffte Bereitschaft erwartet
werden, der Kulturpolitik Priorität einzuräu-
men? Hier stellt sich natürlich die Frage, in-
wieweit öffentliche Bekundungen von Politi-
kern auf den verschiedenen Ebenen des poli-
tischen Lebens vornehmlich deklaratorischen
Charakter haben oder tatsächlich die Bereit-
schaft ausdrücken, Kunst- und Kulturförde-
rung im Sinne eines „neuen" Kulturverständ-
nisses im politischen Entscheidungsprozeß
verstärkt zur Geltung zu bringen. Erst seit
Anfang der achtziger Jahre wird Kulturpolitik
der Länder nicht mehr fast ausschließlich als
Schul-, Hochschul- und Wissenschaftspolitik
wahrgenommen (für den Schul-, Hochschul-
und Forschungsbereich gaben die Länder
1980 53,83 Mrd. DM aus, für „Kunst- und Kul-
turpflege" 2,29 Mrd. DM)21). Charakteristisch
für die zurückliegenden Jahre und auch
heute noch keine Ausnahme ist beispiels-
weise die Erklärung von Kultusminister Göl-

ler zum Abschluß der kulturpolitischen Haus-
haltsdebatte 1984 im Landtag von Rheinland-
Pfalz: „Wir haben heute über den dritten Be-
reich in meinem Ressort überhaupt nicht ge-
redet; ich will ihn wenigstens hier anführen.
Es handelt sich um die Kunst und die Kultur-
förderung."22)
In den Landtagen zeigt sich seit einigen Jah-
ren ein deutlicheres Interesse an Fragen der
Kunst- und Kulturförderung. Besonders durch
Große Anfragen in mehreren Landesparla-
menten sowie im Bundestag wurden die Re-
gierungen zu umfangreichen Berichten veran-
laßt, in denen auch konzeptionelle Überle-
gungen ihren Platz fanden und an die sich
ausführliche Debatten anschlossen. Auch bei
den Haushaltsberatungen erhalten kunst- und
kulturpolitische Fragen zunehmendes Ge-
wicht23). Der Situation in den Kommunen ver-



gleichbar, gibt es zwischen den zuständigen
Regierungsmitgliedern und Ministerialbeam-
ten und dem kleinen Kreis interessierter Ab-
geordneter über die Parteigrenzen hinweg in
der Regel ein bemerkenswertes Einverständ-
nis in den Grundsätzen der Kunst- und Kul-
turförderung. Dieses findet seinen Ausdruck
in der grundsätzlichen Bereitschaft zur Förde-
rung kultureller Einrichtungen und freier In-
itiativen sowie kulturpädagogischer Bemü-
hungen und kultureller Kooperation. Der
Konsens im Grundsätzlichen wird auch von
den Sprechern der Fraktionen gern betont.
Differenzen bestehen natürlich hinsichtlich
der Gewichtung in der Förderungspraxis und
der Einschätzung der Zuständigkeiten von
Ländern und Gemeinden. So unterscheidet
sich das kulturpolitische Konzept der SPD-
Landtagsfraktion in Niedersachsen24) vom
April 1981 in den Grundsätzen nicht wesent-
lich von dem im Mai 1981 vom „Minister für
Wissenschaft und Kunst“ -unterzeichneten
Kulturförderungsprogramm. Dieses wird auch
von R. Silkenbeumer, dem Sprecher der SPD-
Opposition begrüßt, der Ministerpräsident
Albrecht einen Hang zur Repräsentativkultur
und entsprechende Einmischungen in das zu-
ständige Ministerium vorwirft und ebenso
wie die Sprecher der anderen Oppositions-
fraktionen die Sparmaßnahmen in sensiblen
Bereichen der Kunst- und Kulturpflege (Bi-
bliotheken, Künstlerförderung etc.) und die
mangelnde Standfestigkeit des Ministers ge-
genüber anderen Ressortinteressen kriti-
siert25). Auch in Baden-Württemberg wird das
Kunstkonzept der Landesregierung von den
Sprecherinnen der Oppositionsfraktionen ge-
lobt, in der Praxis werden allerdings dann
Konsequenzen im Bereich alternativer Kunst-
und Kulturformen (Kulturzentren mit über-
örtlicher Bedeutung) gefordert26).

24) Minister für Wissenschaft und Kunst, Pro-
gramm des Landes Niedersachsen zur Förderung
des kulturellen Lebens, Hannover 1981; Kulturpoli-
tik in Niedersachsen. Überlegungen und Anregun-
gen, erarbeitet von Mitgliedern und Freunden der
SPD-Landtagsfraktion, 1981.

) Niedersächsischer Landtag, PIPr 10/42, 15. 2.
1984, S. 3772 ff.
26) Landtag von Baden-Württemberg, PIPr 8/62,
16.3. 1983, S. 4905, 4909 (Abg. Nill, SPD; Abg. Mor-
do, GRÜNE. Vgl. PIPr 8/76, 9. 11. 1983, S. 6264 ff.

In Nordrhein-Westfalen beklagt der Sprecher
der Regierungsfraktion (SPD), daß der Kultur-
haushalt 1984 erneut „überrollt“ worden ist
und kritisiert die mangelnde Standfestigkeit
des zuständigen Ministers im Kabinett, der es
hoffentlich in Zukunft nicht mehr nötig haben
werde, „sich parlamentarische Lorbeeren an
den Hut zu stecken“. Er zeigt sich dankbar für
die „hochgradige Übereinstimmung" zwischen

den Fraktionen der SPD und der CDU, deren
Kulturpolitiker (bescheidene) Korrekturen
durchsetzen konnten. Wie in Nordrhein-
Westfalen, so hat es auch in anderen Ländern
bei den jüngsten Haushaltsberatungen ge-
meinsame Vorstöße der Kulturpolitiker von
Oppositions- und Regierungsfraktionen gege-
ben, die z. B. zu einer leichten Anhebung der
reduzierten Förderungsmittel für kommunale
Theater und Bibliotheken führten27). Der Er-
folg solcher Vorstöße in den eigenen Fraktio-
nen zeigt immerhin, daß Kulturpolitiker bei
entsprechendem Einsatz und öffentlicher Un-
terstützung in den Haushaltsberatungen
nicht auf verlorenem Posten stehen müssen.
Nach wie vor tun sich Kulturpolitiker im
kommunalen Bereich wie auf Länderebene
gleichwohl schwer damit, sich „gegen die Lob-
bies konkurrierender Ressorts durchzusetzen
und drastische Kürzungen abzuwehren".28)
Diese nach wie vor bestehende Schwierigkeit,
die Bedeutung der Kunst- und Kulturförde-
rung im Kontext konkurrierender Interessen
bewußtzumachen, kommt auch in der immer
wieder in Debatten geäußerten Kritik zum
Ausdruck, der zuständige Fachminister zeige
zu wenig Rückgrat oder der kulturpolitische
Sprecher der Oppositionsfraktion stehe mit
seinem Plädoyer in der eigenen Fraktion auf
verlorenem Posten29). Für den kommunalpoli-
tischen Bereich hat der erfolgreiche Frankfur-
ter Kulturdezernent Hilmar Hoffmann das
freiwillige Zurückweichen von Kollegen kriti-
siert, „die aus Angst vor einer Nicht-Wieder-
wahl, vor lästigem Parteiärger oder im Kotau
von Kämmerern oder Verwaltungschefs von
sich aus eilfertige Abbauvorschläge für ihre
Ressorts unterbreiten", anstatt um jede Mark
zu kämpfen30).
In den Landtagsdebatten zeigen sich grund-
sätzliche Unterschiede auch zwischen den
Kulturpolitikern der Parteien vor allem dort,
wo es um die Wirkungsmöglichkeiten der
Kulturpolitik und die Berücksichtigung der
kulturellen Dimension im Kontext der Poli-
tikbereiche geht, so besonders bei der Ein-
schätzung der kulturellen Auswirkungen der
„neuen Medien". Vergleichbare Äußerungen
wie die der SPD-Abgeordneten Elisabeth Nill
gab es in mehreren Debatten: „Was die Kunst-
politik der Landesregierung fördert, wird also

27) Landtag Nordrhein-Westfalen, PIPr 9/90, 8.2.
1984, S. 5233 (Abg. Gerritz).
28) „Nicht Dekoration unseres Alltages, sondern
geistiges Brot", Gespräch mit H. Hoffmann, Kultur-
forum der Sozialdemokratie, in: Die Deutsche Büh-
ne, (1984) 6, S. 17.
2)9 Z. B. Bürgerschaft der Freien und Hansestadt
Hamburg, PIPr 11/25, 15. 11. 1983, S. 1477 ff.
30) Die Deutsche Bühne, (1984) 6, S. 18.



die Medienpolitik derselben Regierung wie-
der zunichte machen."31) Solche kritischen
Bezüge lassen erkennen, daß jedenfalls von
einigen Kulturpolitikern die kulturell wirksa-
men Wechselbeziehungen politischer Ent-
scheidungen zunehmend erkannt werden. Die
Durchsetzungschancen kultureller Anliegen
auf der Ebene politischer Entscheidungsin-
stanzen hängen auch von parteiinterner
Überzeugungsarbeit und dem Stellenwert
kultureller Tätigkeiten in der Parteipraxis
ab.
Die Erfolge der GRÜNEN und Alternativen
als Teil einer Kulturbewegung haben auch da-
mit zu tun, daß die großen Parteien ihr „In-
nenleben“ über viele Jahre hinweg kulturell
vernachlässigt haben. Inzwischen gibt es erste
Ansätze, Versäumtes nachzuholen. So hat der
Arbeitskreis „Kommunale Kulturpolitik" beim
Institut für Kommunalwissenschaften der
Konrad-Adenauer-Stiftung e. V. auf der Basis
u. a. der Empfehlungen der kommunalen Spit-
zenverbände beachtliche und über die Partei
hinaus weitgehend konsensfähige Thesen zur
kommunalen Kulturpolitik (1981) vorgelegt,
deren Wirkung auf die Praxis allerdings
schwer einzuschätzen ist. Um der Unterschät-
zung der kulturellen Dimension in der Partei-
arbeit entgegenzuwirken, hat der Parteivor-
stand der SPD im Juni 1983 das „Kulturforum
der Sozialdemokratie" ins Leben gerufen, das
ein „Brückenpfeiler zwischen Politik und Kul-
tur" sein soll, wie der 1981 bestellte Kulturbe-
auftragte der SPD, Reinhold Schattenfroh,
feststellt, der in einem 1982 vorgelegten kul-
turpolitischen Bericht ein solches Forum vor-
geschlagen hatte32). Schattenfroh und Frei-
mut Duve (als Stellvertreter) haben den Vor-
sitz des Vereins übernommen. Vorsitzender
des Kuratoriums, dem neben führenden Poli-
tikern auch eine Reihe hochangesehener
Künstler und Wissenschaftler (auch ohne Par-
teibuch) angehören, ist Hilmar Hoffmann. Der
Parteivorstand soll in jeder Amtsperiode min-
destens einmal mit dem Kuratorium über
Kulturpolitik diskutieren, daraus „Folgerun-
gen ziehen für die eigene Arbeit und die
Kommunikation zwischen Kultur und Politik
auf diese Weise wieder kontinuierlich her-
stellen,"33) Anlaß für die Einrichtung ist ein-

3) R. Schattenfroh, Ziele und Aufgaben eines Kul-
turforums der SPD, in: Die Neue Gesellschaft,
(1983) 5, S. 468 ff.; Vorstand der SPD, Bericht des
Beauftragten des Parteivorstandes für Kulturpolitik
(R. Schattenfroh), vorgelegt am 19. 11. 1982.
3) Willy Brandt zur Eröffnung der Kuratoriumssit-
zung, 23.6. 1983, in: Sozialdemokraten, Service
(Presse, Funk, TV), (1983) 401.

mal, daß der Kontakt zu Künstlern und Wis-
senschaftlern im politischen Alltagsgeschäft
vernachlässigt worden ist und Kulturpolitik
überwiegend von Amtsträgern in der Exeku-
tive, allenfalls noch von den Fraktionen und
Stadträten gemacht wurde, kaum mehr von
eigentlichen Parteigremien34). Diese Ver-
nachlässigung der „Parteikultur", besonders
auch in den Ortsvereinen, gilt als eine Ursa-
che für die Schwierigkeiten bei der Behaup-
tung kultureller Interessen, wenn es um die
Verteilung knapper gewordener Finanzmittel
geht. Willy Brandt, der sich als Parteivorsit-
zender für dieses Forum eingesetzt hat, sieht
hier „deutliche Lücken", doch habe die Partei
nun Kulturpolitik und Kulturarbeit wieder als
zentralen Orientierungspunkt für die Ge-
samtpartei erkannt. Brandt geht vor dem Ku-
ratorium von einem weiten Kulturverständnis
aus, wonach Kultur „alle schöpferischen Äu-
ßerungen des Menschen" umfaßt, vom .All-
tagsverhalten bis zu den Spitzenleistungen in
Wissenschaft und Kunst", und er sieht das
Aufgreifen von kulturell bedeutsamen „Zu-
kunftsthemen" als Aufgabe des Forums35). In
Gesprächen von engagierten Parteivertretern
mit Künstlern und Wissenschaftlern und eng
orientiert an den tatsächlichen Interessen der
Bevölkerung sollen kulturelle Engpässe auf-
gespürt, tradierte Verkrustungen analysiert
und beide korrigiert36) sowie schließlich ein
kulturpolitisches Programm erarbeitet wer-
den.
Ähnlich wie bei den Parteien sind auch bei
den Gewerkschaften kulturelle Defizite in der
eigenen Arbeit erkannt und ist über Abhilfe
nachgedacht worden. Im Zusammenhang mit
dem neuen Grundsatzprogramm hat der DGB
„Vorstellungen zur Kulturpolitik und Kultur-
arbeit" auf der Grundlage eines weiten Kul-
turverständnisses entwickelt. Kulturpolitik
als Gesellschaftspolitik müsse der schöpferi-
schen Entfaltung des Menschen dienen37).
Die vom Städtetag verbreitete konsensfähige
Formel der „kulturellen Vielfalt" und der
gleichgewichtigen Förderung unterschiedli-
cher Änsätze, von den künstlerischen Spit-
zenleistungen bis hin zu soziokulturellen Ak-
tivitäten, wird vom DGB aufgenommen; dabei
werden kulturpädagogische Bemühungen be-
sonders hervorgehoben. Die Zielsetzungen
dieses Programms zusammenfassend, forderte
der DGB-Vorsitzende Ernst Breit auf dem Au-
ßerordentlichen Gewerkschaftstag der Ge-

H) R. Schattenfroh (vgl. Anm. 32).
3) W. Brandt (wie Anm. 33).
36)H. Hoffmann (Anm. 28), S. 19.
’7) Vorstellungen des DGB zur Kulturpolitik und
Kulturarbeit, hrsg. von DGB-Bundesvorstand,
Frankfurt 1981.



werkschaft Kunst (1983), „in der gegenwärti-
gen schwierigen finanziellen Situation die
Kulturetats nicht zu kürzen, sondern durch
entsprechende Etatgestaltung die erforderli-
chen Mittel für den Erhalt der Kultureinrich-
tungen und die Verstärkung kultureller Brei-
tenarbeit sicherzustellen"38).

38») Ebd„ S. 11 ff.

Ziel der gewerkschaftlichen Kulturarbeit sei
es, zur allseitigen Entfaltung der geistigen
und sinnlichen Fähigkeiten der Arbeitneh-

III. Kunst- und
•

Mit der Forderung, Kulturförderung als
Pflichtaufgabe der öffentlichen Hand zu be-
greifen, schließt sich der DGB den Stellung-
nahmen der kommunalen Spitzenverbände
an, die inzwischen auch Unterstützung von
Verfassungsjuristen erhalten. Das Anwachsen
der fachwissenschaftlichen Literatur zum
Kulturverfassungsrecht und zum Thema „Kul-
turstaat" sind Ausdruck zunehmenden Inter-
esses: „Kulturauftrag im Verfassungsstaat"
war auch das Thema der letzten Tagung der
Vereinigung der Deutschen Staatsrechtsleh-
rer (1983).
Nach dem Urteil des Bundesverfassungsge-
richts erschöpft sich die Gewährleistung der
Kunstfreiheit im Art. 5 Abs. 3 des Grundge-
setzes nicht in der Abwehr staatlicher Eingrif-
fe, sondern fordert auch gestaltendes Han-
deln des Staates. Dies entspricht der tatsächli-
chen Förderungspraxis und dem immer häufi-
ger betonten Verständnis der Bundesrepublik
als „Kulturstaat": „Als objektive Wertentschei-
dung für die Freiheit der Kunst stellt (diese
Verfassungsnorm) dem modernen Staat, der
sich im Sinne einer Staatszielbestimmung als
Kulturstaat versteht, zugleich die Aufgabe,
ein freiheitliches Kunstleben zu erhalten und
zu fördern."40) Daraus läßt sich die Verpflich-
tung der öffentlichen Hände ableiten, unter
Wahrung künstlerischer Freiheit Kunst und
Kultur im Interesse einer Teilhabe und Teil-
nahme möglichst vieler Bürger zu fördern. In 
diesem Sinne sollte statt von „Kulturstaat"
von „kultureller Demokratie” gesprochen wer-
den, um die staatliche Förderungsverpflich-
tung besser mit dem gewandelten Interesse
an einer „Kultur für, mit und von allen"41) zum
Ausdruck bringen.
Um den kulturellen Auftrag des Gesamtstaa-
tes zu verdeutlichen, soll nach den Vorstel-
lungen einer vom Bundesjustizminister einge-
setzten Kommission die Staatszielbestim-
mung in das Grundgesetz (Art. 20 und 28) auf-
genommen werden, daß die Bundesrepublik

mer beizutragen. Umfang und Qualität kultu-
reller Aktivitäten hätten an der gewerk-
schaftlichen Basis zugenommen, doch fehle es
noch an der Unterstützung durch die Kreis-
vorstände. DGB-Landesbezirksvorstände und
Kreisvorstände werden daher aufgefordert,
Kulturpolitik als Teil der Gewerkschaftspoli-
tik stärker als bisher zu ihrer Aufgabe zu ma-
chen. Zu ihrer Unterstützung sollen sie .Ar-
beitskreise Kulturpolitik" bilden39).

Kulturförderung als Pflichtaufgabe

Deutschland „die Kultur und die natürlichen
Lebensgrundlagen des Menschen" schützt
und pflegt und entsprechend die verfassungs-
mäßige Ordnung in den Ländern gestaltet
sein soll42). In den meisten Landesverfassun-
gen gibt es solcherart verpflichtende Bestim-
mungen bereits. So heißt es ausdrücklich in
den Verfassungen Bayerns (Art. 140) und
Nordrhein-Westfalens (Art. 18), daß Kunst,
Kultur und Wissenschaft durch Land und Ge-
meinden zu fördern sind.
Die Gemeindeordnungen enthalten entspre-
chend zu interpretierende Bestimmungen.
Während die Länder auf ihrer „Kulturhoheit"
gegenüber dem Bund beharren, betonen die
Gemeinden ihre kulturelle Eigenständigkeit
und kulturpolitische Kompentenz gegenüber
den Ländern, wobei auch vergleichbare Argu-
mente eine Rolle spielen. Dabei berufen sie
sich auf Art. 28 Abs. 2 des Grundgesetzes, wo-
nach die Kommunen „alle Angelegenheiten
der örtlichen Gemeinschaft im Rahmen der
Gesetze in eigener Verantwortung" regeln. Im
Hinblick darauf wird neuerdings auch von an-
gesehenen Verfassungsjuristen besonders die
gleichberechtigte, „originäre“ kulturelle und
kulturpolitische Kompetenz hervorgehoben,
da durch solche Aktivitäten vor Ort kultu-
relle Vielfalt (und damit in gewisser Weise
auch die Gewährleistung der Kunstfreiheit)
wie auch kulturelle Beteiligung am besten ge-
währleistet sind43). Daß mit der deutlichen
Betonung dieser Kompetenz auch entspre-
chende Verpflichtungen für die Gemeinden
bestehen, darauf weist der Deutsche Städte-



tag die Städte gerade auch im Hinblick auf
die Spardebatte in den Gemeinden nach-
drücklich hin. Dieses Engagement des Deut-
schen Städtetages hängt auch mit der Ein-
sicht zusammen, daß der größte Teil der Kul-
turarbeit nicht durch Landesgesetze geregelt
ist und der kulturpolitische Entscheidungs-
und Handlungsspielraum noch als Kernbe-
reich kommunaler Selbstbestimmung be-
wahrt werden konnte ).44

Eine die Vielfalt und innovative Phantasie er-
möglichende und anregende Kulturpolitik der
Städte setzt ein besonderes Maß an Gestal-
tungsfreiheit voraus. Eingriffe durch landes-
gesetzliche Regelungen können nach Ansicht
des Städtetages nur dann auf Dauer verhin-
dert werden, wenn die Gemeinden zu konti-
nuierlichem kunst- und kulturpolitischen En-
gagement bereit sind und Kulturförderung
nicht als freiwillige, sondern als Pflichtauf-
gabe der kommunalen Selbstverwaltung be-
greifen. Bei einer Verknappung der Finanz-
mittel besteht sonst die Gefahr, daß zunächst
hier Mittel eingespart werden. Diese Auffas-
sung vertreten die Kulturpolitiker des Deut-
schen Städtetages auch in ihrer jüngsten Stel-
lungnahme mit Nachdruck: Kulturausgaben
belasten den Gesamthaushalt in sehr geringer
Weise und eignen sich schon deshalb „nicht
zum Speckpolster für magere Jahre". „Die be-

stehende Vielfalt an Theatern, Orchestern,
Museen, Bibliotheken und Volkshochschulen
ist vielmehr zu einem zentralen Bestandteil
kommunaler Daseinsvorsorge geworden. Sie
darf auch in finanziell schwierigen Zeiten
nicht aufs Spiel gesetzt werden.“45)

4) E. Pappermann, Grundzüge eines kommunalen
Kulturverfassungsrechts, in: DVBL., 1./15. Septem-
ber 1980, S. 705.
47) öffentliche Ausgaben für Kunst und Kulturpfle-
ge, Veröffentlichtungen der Kultusministerkonfe-
renz (Okt. 1983).
48) J. Grabbe, Finanzierung kultureller Aufgaben,
in: E. Pappermann/P. Mombauer/Blank, Kulturar-
beit in der kommunalen Praxis, Stuttgart 1984,
S. 12 ff.
49) Vgl. Gemeindefinanzbericht 1983 und 1984, in:
Der Städtetag, (1984) 2, S. 81 ff.

Ernst Pappermann hat mit seiner — vor allem
auf die Arbeiten von Peter Häberle gestütz-
ten — Auffassung Beachtung gefunden, daß
Selbstverwaltungsaufgaben auch ohne gesetz-
liche Regelung zu Pflichtaufgaben werden,
wenn dies der übereinstimmenden Auffas-
sung (communis opinio) der Gemeindebürger
entspricht46). Ein entsprechend gewachsenes
kulturelles Interesse zeigt der große Zulauf
zu den Museen, Bibliotheken und zum Musik-
theater, aber auch das vielfältige Engagement
sozialkultureller Bürgerinitiativen. Nach die-
sem Verständnis der Kulturförderung als
„Pflichtaufgabe“ bleibt es den Gemeinden
überlassen, wo und wie sie ihre Schwer-
punkte setzen. Sie sind aber verpflichtet, dem
Demokratieprinzip gemäß und im Interesse
der Kunstfreiheit den Grundsatz der kulturel-
len Vielfalt zu beachten. Konkret bedeutet
dies, daß je nach Finanzkraft und Größe der
Kommunen unterschiedliche traditionelle
und neue kulturelle Einrichtungen, aber
ebenso freie Initiativen und Vereine wie auch
musisch-kulturelle Bildung und Animation zu
fördern sind.

IV. Traditionelle und neue Aufgaben der Kunst- und Kulturförderung

Die Gesamtausgaben für Kunst- und Kultur-
förderung betrugen 1981 DM 4,81 Milliarden,
das sind also nur etwa ein Prozent der gesam-
ten Staatsausgaben: Die Gemeinden waren
mit 56 Prozent an diesen Ausgaben beteiligt,
der Anteil der Länder (einschließlich der
Stadtstaaten) betrug 42 Prozent und jener des
Bundes 2,4 Prozent47).
Länder und Gemeinden sind in den einzelnen
Bundesländern unterschiedlich beteiligt. So
entfallen von den Nettoausgaben für kultu-
relle Angelegenheiten (1979) in Bayern
59,7 Prozent auf das Land und 40,3 Prozent auf
die Gemeinden, während in Nordrhein-West-
falen die Gemeinden mit einem Anteil von
80,3 Prozent ganz eindeutig dominieren48).
Grundsätzlich gilt, daß die Länder für die
überörtlichen kulturellen Aufgaben zuständig
sind. Da die größeren Städte mit ihrem kul-
turellen Angebot auch die Bewohner des Um-
landes versorgen, leiten sie den Anspruch auf
finanzielle Förderung durch das Land ab. An-
gesichts knapper eigener Finanzmittel und

teilweise einschneidender Kürzungen der Zu-
weisungen durch die Länder werden Forde-
rungen der Gemeinden gegenüber den Län-
dern mit wachsender Entschiedenheit vorge-
tragen, und dabei erhalten die Gemeinden
auch zunehmend Unterstützung von kulturell
engagierten Parlamentariern49). Soweit
zweckgebundene Zuweisungen für bestimmte
kulturelle Einrichtungen oder Aktivitäten der



Kommunen mit detaillierten Verwendungs-
auflagen verbunden sind, stößt dies bei den
kommunalen Verbänden auf Kritik. Nach E.
Pappermann sollte angestrebt werden, daß
der pauschale Verwendungszweck „kommu-
nale Kulturarbeit“ ausreicht, doch ist die
Durchsetzung dieses Ziels derzeit eher noch
schwieriger geworden ).50

Zentren des kulturellen Lebens sind in vielen
Städten nach wie vor die Theater, die ja meist
als Mehrspartenbetriebe geführt werden und
auch herausragende Bedeutung für die Mu-
sikkultur vieler Städte haben (in 74 Gemein-
den gibt es zur Zeit [1982/83] 84 öffentliche
Bühnenbetriebe mit eigenem Ensemble, die
an 258 Spielstätten Vorstellungen anbieten).
Die Besucherzahlen sind derzeit etwa kon-
stant: Über 19 Millionen waren es 1982/83.
Der oft beklagte hohe Anteil der Theateraus-
gaben an den Kulturausgaben der Städte hat
sich zugunsten anderer Aktivitäten etwas
verringert (1982: 36,4 Prozent), ist aber nach
wie vor beträchtlich (in kleineren Städten
kann dies ein Anteil von etwa zwei Drittel
des Kulturhaushalts sein). Insgesamt betragen
die öffentlichen Zuweisungen an die Theater
zur Zeit 1,59 Milliarden DM51)- Die Verpflich-
tung zur Unterhaltung eines kommunalen
Theaters ergibt sich aus der Sicht des Städte-
tages für größere Städte aus der Erwartung
der Bürger und dem kulturellen Selbstver-
ständnis der Städte.
Das finanzielle Engagement der Länder für
Theaterförderung ist unterschiedlich und
hängt wesentlich davon ab, ob ein Land ei-
gene Staatstheater unterhält. Insgesamt betei-
ligen sich die Länder derzeit mit durch-
schnittlich 43 Prozent an den laufenden Zu-
schüssen, wobei der Anteil Bayerns und Nie-
dersachsens überdurchschnittlich hoch liegt
(52 bzw. 68 Prozent), während Nordrhein-
Westfalen nur 12 Prozent übernimmt. In Bay-
ern, das zur Zeit 125,5 Millionen DM aufwen-
det, kommt allerdings der überwiegende Teil
den drei Staatstheatern in München zugute,
bei den kommunalen Theatern schwanken
die Zuschüsse zwischen 30 und 40 Prozent
des Zuschußbedarfs; weitere Kürzungen ha-
ben die Landtagsfraktionen mit Erfolg verhin-
dert52). In Nordrhein-Westfalen, das unter Be-
rufung auf höhere Gesamtzuweisungen die
Finanzierung der Theater weitgehend den
Städten überließ und sich erst seit 1975 stär-

ker engagierte, sind 1982 die Mittel drastisch
gekürzt und seither nicht mehr angehoben
worden, was die Tendenz zu teilweise exi-
stenzgefährdenden Kürzungen der kommuna-
len Theaterhaushalte verstärkte53). Nicht zu-
letzt aufgrund einer entschiedenen Stellung-
nahme des Städtetages haben sich die Land-
tagsfraktionen auf eine Entschließung geei-
nigt, daß die Förderungsmittel schrittweise
auf das Niveau von 1981 angehoben werden
sollen54). Unterstützt durch öffentlichen Pro-
test wehren sich Kulturpolitiker von Ländern
und Gemeinden also nicht ohne Erfolg gegen
Bestrebungen, besonders im Bereich der
Kunst- und Kulturförderung Mittel zu kürzen.
Besonders gefährdet sind die nach wie vor
bescheidenen Mittel für Künstlerförderung
und alternative Kulturarbeit. Engagierte Kul-
turpolitiker konnten aber auch plausibel ma-
chen, daß vor allem kurzfristig vorgenom-
mene Reduzierungen bei den kulturellen Ein-
richtungen rasch zu einem Substanzverlust
und beträchtlichen Qualitätseinbußen führen.
Dies kann beim Theater bei scheinbar gering-
fügigen Kürzungen von 5 bis 10 Prozent in
einem Jahr der Fall sein55). Da nämlich der
größte Teil des Personals (Chor, Orchester,
Verwaltung) tarifvertraglich gesichert ist,
können diese Mittel kurzfristig nur durch
Nicht-Verlängerung der meist kurzen Ver-
träge von Solokünstlern oder — wie dies in
der letzten Spielzeit geschehen ist — im rela-
tiv kleinen Sachkostenbereich eingespart
werden.
Qualitätseinbußen sind auch bei anderen kul-
turellen Institutionen zu befürchten. In der
Bundesrepublik gibt es eine reichhaltige Mu-
seumslandschaft, in der nun auch Sammlun-
gen zur Industrie- und Alltagskultur ihren
Platz haben sollen56). Die Städte gaben 1981
für Museen 459 Millionen DM aus, die Länder
320 Millionen. Seit den siebziger Jahren wird
im Zusammenhang mit dem sich wandelnden
Kulturverständnis mehr Wert auf bessere
Vermittlung und museumspädagogische
Dienste gelegt. Auch der große Besucher-
strom (1981: 54 Millionen) sollte die politi-
schen Entscheidungsträger darin bestärken,
diesen Prozeß fortzusetzen. Gerade jene



neuen Formen der Präsentation und der mu-
seumspädagogischen Dienste sind aber durch
Sparmaßnahmen besonders gefährdet57).
Geradezu dramatisch hat sich in manchen Be-
reichen die Situation der öffentlichen Biblio-
theken zugespitzt, die sich in den siebziger
Jahren oft zu einer Stätte der Begegnung wei-
terentwickelt haben. Seit der Vorlage des Bi-
bliotheksplans 1973, dessen Zielsetzungen
aus heutiger Sicht euphorisch erscheinen mö-
gen, ist der qualifizierte Ausbau bestehender
und der Aufbau zahlreicher neuer und attrak-
tiver Bibliotheken erfolgt58). Die Gesamtauf-
wendungen liegen etwa viermal so hoch wie
1973. Einschneidende Sparmaßnahmen seit
1981 haben jedoch zu einer oft drastischen
Kürzung der Anschaffungsmittel geführt, wo-
durch die Bibliotheken rasch ihre Aktualität
und damit Attraktivität verlieren59). Betroffen
ist natürlich auch der nötige Ausbau neuer
Dienste (Videothek). Darauf weist der Städte-
tag in seinem Appell an das Land Nordrhein-
Westfalen hin, das die Zuschüsse an die Kom-
munen von 8,1 Millionen DM (1980) auf 2,6
Millionen (1983) reduziert hatte. Aufgrund ei-
nes gemeinsamen Antrags von SPD und CDU
wurden die Mittel dann für 1984 auf drei Mil-
lionen DM erhöht60). Ähnliche gemeinsame
Vorstöße gab es auch in anderen Bundeslän-
dern, wobei es sich meist um bescheidene
Korrekturen handelte, mit denen aber doch
ein Signal gesetzt wurde. Immerhin zeigt dies,
daß jedenfalls bei Kulturpolitikern aller Par-
teien die Privatisierungsideen des Schweizer
Finanzwissenschaftlers Guy Kirsch auf Ab-
lehnung stoßen, der auf einem Forum der
CDU Widerspruch mit der Forderung erntete,
man solle die Kunst dem freien Markt über-
lassen61). In allen kulturellen Einrichtungen
gibt es auch die den allgemeinen Zugang er-
schwerende Tendenz, Eintrittspreise und Be-
nutzergebühren einzuführen oder zu erhöhen,
was bei manchen Bibliotheken zu einem

merklichen Rückgang der Ausleihen geführt
hat.
In diesem Zusammenhang kann auf drei
Aspekte der „Spardiskussion" im kulturellen
Bereich nur kurz hingewiesen werden:
1. Der Druck von Sparmaßnahmen kann auch
den Spielraum von Intendanten einengen, na-
türlich auch den der Ensemblemitglieder, die
von dem ggf. eingeräumten Mitwirkungsrecht
(mit Rücksicht auf Vertragsverlängerungen)
möglicherweise vorsichtiger Gebrauch ma-
chen ).62

2. Um Unterstützung in der politischen Aus-
einandersetzung auch bei jenen zu finden, bei
denen andere Motivationen fehlen, werden
Auswirkungen der öffentlichen Förderung
von Kunst und Kultur auf den Arbeitsmarkt
und ihre ökonomisch stimulierende Wirkung
hervorgehoben, so vom Präsidenten des Deut-
schen Musikrates, Richard Jakoby ). Beson-
ders wird auf die Wechselwirkung zwischen
der kulturellen Ausstrahlung einer Stadt und
ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit hin-
gewiesen ).

63

64

3. Wachsamkeit ist bei der gern geübten Pra-
xis geboten, Kürzungsvorschläge im Bereich
der kulturellen Einrichtungen mit Hinweisen
auf bekannte Strukturprobleme (z. B. man-
gelnde Flexibilität großer Theaterapparate) zu
verknüpfen, so zum Beispiel die Arbeit freier
Theatergruppen gegen die Stadttheater aus-
zuspielen. Es wurde schon darauf hingewie-
sen, daß ein großer Teil der Bürgerinitiativen
im sozialkulturellen Bereich tätig sind ). Von
diesen vielfältigen, in unterschiedlichen Be-
reichen engagierten kulturellen Initiativen,
freien Gruppen und Vereinen verstehen sich
viele insofern als „alternativ", als sie frei von
politischen und institutioneilen Rücksichten
ihre kommunikativen und kreativen Fähig-
keiten entwickeln und an der Gestaltung ih-
rer Umwelt teilnehmen wollen. Deren kultu-
relle Bedeutung wurde von den Gemeinden
zunehmend erkannt und dabei wurden die
vielerorts auch zuvor schon bestehenden Ver-
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eine (z. B. Musikverein, Laienchor etc.) neu
„entdeckt". Insgesamt gesehen werden seit
den siebziger Jahren die von Institutionen
unabhängigen künstlerischen Arbeiten
(Kunst- und Musikvereine, freischaffende
Künstler), aber auch „alternative Kulturange-
bote" wie Stadtteilfeste, Jazz- und Rockmusik,
Kultur- und Kommunikationszentren, Film-
clubs etc. stärker gefördert. Allerdings ist zum
einen das kulturpolitische Engagement der
Gemeinden sehr unterschiedlich, zum ande-
ren gibt es deutliche Anzeichen, daß bei den
bestehenden finanziellen Schwierigkeiten der
Kommunen hier zuallererst Mittel eingespart
werden, obwohl der Anteil für neue Ansätze
der Kulturarbeit am gesamten Kulturhaushalt
meist sehr gering ist (ein bis zwei Prozent).
(Der Anteil für die Privattheater und freien
Theatergruppen zusammen beträgt nur drei
Prozent der gesamten öffentlichen Zuschüsse
fürs Theater66).) Erst nach und nach sind ei-
nige Städte dazu übergegangen, eigene Haus-
haltstitel für die Förderung von Initiativen
und Vereinen einzuführen, um kontinuierli-
cher und flexibler fördern zu können. Da die
Förderung das Eigenengagement voraussetzt
und nach dem Prinzip „Hilfe zur Selbsthilfe"
erfolgt, konnten mit vergleichsweise beschei-
denen Förderungsmitteln in manchen Städ-
ten vielfältige Aktivitäten unterstützt und er-
muntert werden. (Eine wichtige Hilfe leisten
die Kulturämter einiger Städte durch Infor-
mation und Vermittlungstätigkeit, z. B. durch
Dokumentation von Gruppen und nichtkom-
munalen Einrichtungen.) Die Hamburger Kul-
tursenatorin Helga Schuchardt hat angesichts
des Vorwurfs, sie bevorzuge die alternative
Stadtteilkultur (für die ca. 1,5 Prozent des Kul-
turhaushalts verwendet werden), die Propor-
tionen des Kulturhaushalts veranschaulicht:
„94 Prozent des Kulturhaushalts — auch
heute noch — gehen in Theater, Museen, Mu-
sikhalle, Büchereien, Denkmalschutz, preußi-
schen Kulturbesitz — im wesentlichen eben
in die großen Organisationen. Die restlichen
sechs Prozent — also diese berühmten freien
Mittel — decken den gesamten anderen Be-
reich kulturpolitischer Aktivitäten ab. Das
sind: die bildende Kunst, die Künstlerförde-
rung, das Kunstbaus, der Kunstverein, .Fabrik'
und „Markthalle', Frauenkultur, Literaturakti-
vitäten, Kulturprogramme, Kunst im öffentli-
chen Raum, musikalische Veranstaltungen im
E- und U-Bereich, Hamburger Symphoniker,
das Konservatorium in Blankenese. Die Stadt-
teilkultur, die Museumspädagogik, die Privat-

museen, das Kommunale Kino, das Filmmo-
dell, die freien Gruppen, die Stadtteilbespie-
lung und die Schauspielschulen."67)

Wo Initiativen und Vereine direkte Zu-
schüsse für Veranstaltungen etc. beantragen,
ergeben sich selbstverständlich Bewertungs-
probleme. Die Befürchtung, daß solche Initia-
tiven in Abhängigkeit geraten und bei finan-
ziellen Schwierigkeiten versucht sein könn-
ten, sich durch politisches Wohlverhalten als
förderungswürdig zu erweisen, ist gewiß nicht
unbegründet. (Manche Initiativen verzichten
daher auch freiwillig auf öffentliche Zuwen-
dungen.) Es werden deshalb u. a. von der „Kul-
turpolitischen Gesellschaft" andere Formen
der Unterstützung bevorzugt und neben der
direkten Förderung auch praktiziert: so z. B.
die Bereitstellung von Musikinstrumenten,
Video- und Filmausrüstungen etc. und natür-
lich insbesondere von übungs- und Veran-
staltungsräumen ).68

In größeren Städten hängen solche kulturpo-
litischen Bemühungen mit der zunehmenden
Einsicht in die Bedeutung dezentraler, stadt-
teilbezogener Kulturarbeit zusammen. Inzwi-
schen gibt es in zahlreichen Städten Kultur-
und Kommunikationszentren, die in leerste-
henden Werkstätten, Lagerräumen, renovie-
rungsbedürftigen Wohnhäusern etc. einge-
richtet wurden. Besonders bewährt haben
sich kulturelle Kleinzentren in den Stadttei-
len. Träger sind gelegentlich die Gemeinden,
zumeist aber Vereine, die aus Bürgerinitiati-
ven hervorgegangen sein können und gege-
benenfalls durch die Stadt unterstützt wer-
den. So hat die Stadt Hamburg 1979 einen
Haushaltstitel „Förderung sozialkultureller
Stadtteilzentren" eingerichtet. Eine Reihe von
Kulturhäusern ist inzwischen entstanden. Als
Förderungskriterien werden genannt: Die be-
absichtigten Maßnahmen sollen das kultu-
relle Leben der Stadt bereichern; Eigenaktivi-
tät der Gruppen soll schon erkennbar sein;
durch die Aktivitäten soll die Kommunika-
tion zwischen einzelnen und Gruppen im
Stadtteil gefördert werden; vor allem sollen
die Maßnahmen nicht auf Vereins- oder
Gruppenmitglieder beschränkt bleiben, son-
dern der Öffentlichkeit im Stadtteil zugäng-
lich sein.

Das Kulturamt zieht eine positive Bilanz: „Die
staatlichen Hilfen haben dazu geführt, daß bei



den Bürgern in ungeahntem Maße kreative
und organisatorische Fähigkeiten freigesetzt
wurden und sich allerorts ein reges kulturel-
les Leben entwickelt.“69) Von solchen Kultur-
häusern oder „Kulturläden" aus können Grup-
pen und Initiativen praktische Hilfen und
qualitative Anregungen erhalten, und sie
können darin ihrerseits gestaltend mitwirken.
Hier wird auch Kooperation mit zentralen
künstlerischen Einrichtungen gesucht: Mit
mobilen Produktionen (z. B. Kindertheater)
werden auch Menschen angesprochen, die
sich nicht dazu entschließen können, die zen-
tralen Einrichtungen aufzusuchen70).
Waren die Forderungen einer alternativen
Kultur Anfang der siebziger Jahre mitunter
gegen die traditionellen künstlerischen Ein-
richtungen gerichtet, ist eine solche Front-
stellung seltener geworden. „Die traditionel-
len Einrichtungen brauchen die Impulse .frei-
er, alternativer', besser ergänzender Kulturar-
beit, sowie sich freie Gruppen an den Leistun-
gen der bestehenden Einrichtungen messen
lassen müssen“, heißt es programmatisch in
der zitierten Stellungnahme des Städteta-
ges71). In der kulturpolitischen Diskussion
und zum Teil auch der Praxis wird zuneh-
mend der Zusammenhang von qualifizierter
künstlerischer Arbeit, musisch-kultureller
Bildung (Animation) und kreativer wie kom-
munikativer Entfaltung von Laien berücksich-
tigt. Kulturpädagogische Hilfestellung und
Animation sind hier ebenso gefragt wie viel-
fältige Formen der Kooperation. Die Zusam-
menarbeit und wechselseitige Anregung der
Kulturinstitutionen untereinander wie auch
zwischen kulturellen Einrichtungen, frei-
schaffenden Künstlern und kulturellen Initia-
tiven hat sich mancherorts verbessert und
beispielsweise bei Stadtteilfesten und the-
menbezogenen Kulturtagen bewährt, bleibt
aber in vielen Gemeinden noch hinter den
Erwartungen zurück. Im Kontext der Sparde-
batte wird auch angeregt, daß die traditionel-
len Kultureinrichtungen Sachmittel, Räum-
lichkeiten und Personal verstärkt für die Ko-
operation mit freien Gruppen und Künstlern
zur Verfügung stellen72). Auch aufgrund kul-
turpädagogischer Bemühungen, wie sie im Er-
gänzungsplan „Musisch-kulturelle Bildung"

der „Bund-Länder-Kommission für Bildungs-
planung und Forschungsförderung“73) und
von den kommunalen Spitzenverbänden an-
geregt wurden, haben sich viele dieser Insti-
tutionen einem breiteren Publikum geöffnet.
Bibliotheken und vor allem Museen haben
die Präsentation und Öffentlichkeitsarbeit
verbessert und zum Teil in Kooperation mit
Schulen und Volkshochschulen kulturpäda-
gogische Dienste ausgebaut. Eine zentrale
kulturpädagogische Bedeutung haben die
Theater. Die Angebote des Kinder- und Ju-
gendtheaters sind in den siebziger Jahren er-
weitert worden, durch Sparmaßnahmen zum
Teil aber auch wieder gefährdet. Vielfältige
Formen der Zusammenarbeit von Schulen
und Theatern werden praktiziert, doch blei-
ben die Theater-Erfahrungen für die meisten
Schüler nur sporadisch. Erheblich erweitert
wurde das Angebot der Musikschulen, in de-
nen über 600 000 Schüler unterrichtet wer-
den74). Die in mehreren Landtagsdebatten be-
klagten Defizite des Musikunterrichts kön-
nen damit aber nur zum Teil ausgeglichen
werden.
Angesichts der eingangs geschilderten Ten-
denzen wird die kulturelle Entwicklung durch
eine Reduzierung des (finanziellen) Engage-
ments der öffentlichen Hände dort besonders
gefährdet, wo die Arbeit von kulturellen In-
itiativen und Vereinen, kulturpädagogische
Bemühungen und die Öffnung und Koopera-
tion kultureller Einrichtungen betroffen sind.
Kulturentwicklungsplanung, die einen für
mehrere Jahre geltenden Rahmen für kultur-
elle Aktivitäten schafft (und sich als „Frei-
raumplanung" verstehen sollte), kann ein Weg
sein, das Verständnis für kulturelle Zusam-
menhänge der Stadtentwicklung zu verbes-
sern und dadurch auch eine längerfristige Fi-
nanzierung zu sichern. Bei entsprechender
Bürgerbeteiligung, vor allem im Kontext der
Stadtentwicklungsplanung, können kulturelle
Lern- und Bewußtseinsbildungsprozesse in
Gang gesetzt werden, die nicht minder wich-
tig sind wie das Ergebnis selbst75).



V. Der Bund und die „Kulturstiftung der Länder"
Verglichen mit den Gemeinden und Ländern
sind die innerstaatlichen kulturpolitischen
Aktivitäten des Bundes aufgrund der verfas-
sungsmäßigen Zuständigkeit und der von den
Ländern entschieden verteidigten Kulturho-
heit eng begrenzt (die Gesamtausgaben aller
beteiligten Bundesministerien für Kunst- und
Kulturförderung sollen 1984 356 Millionen
DM betragen). Die steuerpolitischen Möglich-
keiten des Bundes wurden bisher wenig ge-
nutzt, worauf der Deutsche Kulturrat in sei-
nen Vorschlägen „für ein kulturfreundliches
Steuerrecht" hingewiesen hat ).76

Der Bund entfaltet besondere kulturelle Akti-
vitäten in Bonn und Berlin (Stiftung Preußi-
scher Kulturbesitz), über 50 Prozent der För-
derungsmittel des Bundesinnenministeriums
gehen nach Berlin. Nach einer Vereinbarung
von 1980 übernimmt der Bund in Bonn 70 Pro-
zent der kulturellen Aufwendungen der
Stadt77). Nur wenige kulturelle Einrichtungen
wie etwa die Deutsche Bibliothek in Frank-
furt werden vom Bund alleine getragen; in
den meisten Fällen beteiligt sich der Bund an
der finanziellen Förderung kultureller Vorha-
ben, die auch von Ländern und Gemeinden
sowie von Stiftungen gefördert und getragen
werden. Seit den Regierungserklärungen von
1973 und 1976 zeigt der Bund in Bereichen
der Kunst- und Kulturförderung zunehmen-
des Engagement, für die er nach dem Grund-
gesetz nicht ausdrücklich zuständig ist, und
zwar mit dem Anspruch der gesamtstaatli-
chen kulturellen Repräsentation78). Diese Ak-
tivitäten werden dem Bund zum Teil von den
Ländern bestritten.

>

Seit dem Vorschlag in der Regierungserklä-
rung Willy Brandts vom 18. Januar 1973 ist
eine Deutsche Nationalstiftung im Gespräch,
doch kam aufgrund der unterschiedlichen
Einschätzung der Kompetenzen von Bund
und Ländern keine Einigung zustande, was
angesichts der unzulänglichen konzeptionel-
len Zusammenarbeit79) nur bedauert werden
konnte.
Nach in wenigen Monaten erfolgten Vorar-
beiten in den Staatskanzleien (nicht etwa den

Kultusministerien!) unter Federführung Ba-
den-Württembergs haben sich im Juni 1984
die Ministerpräsidenten nun untereinander
und mit der Bundesregierung auf den Entwurf
eines Abkommens zur „Errichtung einer Kul-
turstiftung der Länder" und ein Verwaltungs-
abkommen der Länder mit dem Bund geei-
nigt. Wegen der Bedeutung dieses Vorhabens
ist allerdings zu erwarten, daß es mit Rück-
sicht auf die Länderparlamente doch zu ei-
nem Staatsvertrag der beteiligten Länder
kommen wird. Wie bereits der Name signali-
siert, haben sich die Länder mit ihren Vorstel-
lungen von „Kulturhoheit" behauptet80).
Folgende Schwerpunkte wurden festgelegt: 1.
Die Förderung des Erwerbs für die deutsche
Kultur besonders wichtiger und bewahrungs-
würdiger Zeugnisse; 2. die Förderung von und
die Mitwirkung bei Vorhaben der Dokumen-
tation und Präsentation deutscher Kunst und
Kultur; 3. die Förderung zeitgenössischer For-
men und Entwicklungen von besonderer Be-
deutung auf dem Gebiet der Kunst und Kul-
tur; 4. die Förderung von überregional und
international bedeutsamen Kunst- und Kul-
turvorhaben (§ 2).
Die Abwanderung von Kunstwerken ins Aus-
land (Evangeliar Heinrich des Löwen) durch
die Bündelung des Engagements von Staat
und Privaten zu verhindern, war ein wichtiges
Motiv für diesen Beschluß 81). Der Stiftung sol-
len eine Reihe jener Förderungsmaßnahmen
des Bundes übertragen werden, mit denen
sich der Bund kulturpolitisch profilieren
könnte, die ihm aber nach Auffassung der
Länder nicht zustehen, darunter auch die För-
derung des Kunstfonds e. V., des Literatur-
fonds e. V. sowie das Musikförderungsprog-
ramm des Deutschen Musikrates82). Nach
Einsprüchen der Kunstverbände und des
Deutschen Kulturrates wurde diesen zuge-



sagt, daß sie wie bisher ihre Zuschüsse weit-
gehend autonom vergeben könnten, doch gibt
es noch keine öffentlich nachprüfbare Ent-
scheidung. Die Länder sollen jährlich den re-
lativ bescheidenen Betrag von 10 Millionen
DM für die Durchführung laufender Ausga-
ben sowie die Ansammlung des Stiftungsver-
mögens entrichten (§ 4). Für 1985 soll der
Bund etwa 13,5 Millionen DM zur Verfügung
stellen, ein Betrag, der bisher unter dem Vor-
behalt parlamentarischer Billigung im Bun-
deshaushalt veranschlagt war83). Die Stiftung
soll sich um Zuwendungen Dritter bemühen
und durch einen Förderverein unterstützt
werden, der für Mäzene und Förderer offen-
steht (§ 4).
Der Entwurf eines .Abkommens zur Errich-
tung der Kulturstiftung der Länder" vom Fe-
bruar 1984 ist aufgrund verschiedener Ein-
sprüche von Politikern und Kulturverbänden
deutlich abgeändert worden. Der jetzige Ent-
wurf ist tragfähiger, doch bleiben Bedenken:
Die Entscheidungsbefugnis liegt beim Stif-
tungsrat, der aus jeweils einem Mitglied der
Länderregierungen und, sofern der Bund fi-
nanziell beteiligt ist, aus drei stimmberechtig-
ten Mitgliedern der Bundesregierung besteht
Entscheidungen werden einstimmig getrof-
fen, womit Bedenken wegen der befürchteten
Aushöhlung von Länderkompetenzen und vor
allem des Übergewichts einer Partei Rech-
nung getragen, innovative Dynamik aber
nicht gerade erleichtert wird. Auch mit Rück-
sicht auf das zunehmende kulturpolitische
Engagement in den Parlamenten ist die Do-
minanz der Regierungen nicht unbedenklich.
Angesichts der vorgesehenen Konstellation
bleibt nun zwar zu hoffen, daß dem vom Stif-
tungsrat ernannten Kuratorium bei den fach-
lichen Beratungen tatsächlich „hohes Ge-
wicht" zukommen wird, wie Lothar Späth für
die Ministerpräsidenten versichert84), dem
Kuratorium sollen aber neben 20 Sachver-

ständigen, von denen bis zu zehn von Kultur-
verbänden vorgeschlagen werden können,
auch zehn „Förderer" angehören (§ 9). Das Ge-
wicht der Förderer wurde gegenüber frühe-
ren Entwürfen deutlich reduziert, doch ist die
Mitsprache von Mäzenen bei der Vergabe
von öffentlichen Mitteln nach wie vor um-
stritten. Dieter E. Zimmer verweist mit Recht
auf mögliche Komplikationen bei der Zutei-
lung von Finanzmitteln: „Sollen die Institutio-
nen ... künftig für ihre zuschußbedürftigen
Projekte beim Bund und bei 11 Staatskanz-
leien gut Wetter machen müssen? Und si-
cherheitshalber auch noch bei den 10 Mäze-
nen, damit sie bei den Miisterpräsidenten ein
gutes Wort für sie einlegen? Wird jeder An-
trag dann zu einem Kampf mit einem vielköp-
figen Drachen der Bürokratie?"85) Die Kultur-
politiker der kommunalen Spitzenverbände
wurden ungeachtet des dort vorhandenen
Sachverstandes nicht in die Beratungen über
eine Kulturstiftung einbezogen. Ihnen ver-
bleibt nach dem gegenwärtigen Stand der
Entscheidungen nur die Möglichkeit, im Ku-
ratorium mitzuwirken, woran jedenfalls der
Deutsche Städtetag interessiert sein dürfte.
Die angestrebte Verbesserung der Zusam-
menarbeit bei überregional bedeutsamen För-
derungsvorhaben wie auch die Vermeidung
kulturpolitisches Engagement beeinträchti-
gender Kompetenzstreitigkeiten von Bund
und Ländern lassen die Einrichtung einer ge-
meinsamen Kulturstiftung sinnvoll erschei-
nen86). Die Entwürfe der Abkommen, auf die
sich die Ministerpräsidenten und die Bundes-
regierung nun geeinigt haben, sollten als
Grundlage für weitere Diskussionen angese-
hen werden.



Richard Albrecht

„Literaturgesellschaft" DDR

Leseverhalten, Lektüreinteressen und Leseerfahrungen

I. Einleitung

Vor mehr als sechzig Jahren hat der Sozio-
loge Theodor Geiger in seinem bekannten
Versuch zur „sozialen Schichtung des deut-
schen Volkes" darauf hingewiesen, daß die
wissenschaftliche Kärrnerarbeit erst unter-
halb der sozialdemographischen Ebene begin-
ne. In diesem Zusammenhang nannte Geiger
auch Lesen und Lektüren (letztere verstanden
als bereichs- und aktivitätsbesondere Form
ästhetischer Interessen und moralischer
Orientierungen), die charakteristische Ein-
blicke in Aspekte des Alltagslebens und so-
zial unterschiedliche Lebensstile böten: „Die
Kleinarbeit müßte bei den Symptomen begin-
nen, die das äußere Leben des Menschen dar-
bietet. Sie hätte mit recht eigentlich positivi-
stischen Methoden anzufangen, ehe sie an die
verstehende Deutung gehen kann. Lebenshal-
tung, Gewohnheiten des Konsums und der
sonstigen Lebensgestaltung, Freizeitverwen-
dung, Lesegeschmack, Formen des Familien-
lebens und der Geselligkeit — tausend Ein-
zelheiten des Alltagslebens." )1

Dieser allgemeine methodische Hinweis gilt
sicherlich auch — und in besonderem Maße
— für die Gesellschaft der Deutschen Demo-
kratischen Republik. Denn diese gilt im
Selbstverständnis ihrer Führungsschicht als
entwickeltes „Leseland" (Klaus Höpke), das
beansprucht, die Vision einer sozialistischen
„Literaturgesellschaft" (Johannes R. Becher)2)
auf deutschem Boden zu verwirklichen. Bis
heute ist das dieses Selbstverständnis enga-
giert ausdrückende Plädoyer für Lesen und
Lektüre insbesondere fiktionaler Texte unge-
brochen, und zwar auf Grund der mit Lesen
verbundenen angeeigneten Lebenserfahrung,
die wichtig ist für die ästhetische, moralische
und politische Persönlichkeitsformung. Dieter
Schlenstedt nannte die zum Lesen erforderli-
che „intellektuelle Intensität" mit Blick auf

das tätige und kunstrezipierende Subjekt „un-
ersetzbar"3).
So gesehen kann ein systematischer Über-
blick als Darstellung empirisch ermittelbarer
Lesegewohnheiten und Lektüreinteressen in
der DDR Einblicke in einen kulturellen Pro-
zeß bieten4), wobei sicherlich unter dem Ge-
sichtspunkt des Zugangs zum Alltagsleben
die Rezeption jener „mittleren Regionen der
Prosa" in der DDR-Literatur, also „die erzäh-
lende Literatur des Alltags"5), von besonde-
rem Interesse sein dürfte ).
Im Vordergrund dieses Beitrags steht jedoch
nicht die DDR-Literatur im speziellen, son-



dem der Leser — vor allem fiktionaler, d. h.
nicht fach- oder sachbezogener Literatur — in
der DDR-Gesellschaft im allgemeinen, mit

seinen inzwischen auch in der DDR literatur-
soziologisch ermittelten Lesegewohnheiten,
Lektüreinteressen und Leseerfahrungen.

II. Leseverhalten im Zusammenhang mit konkurrierenden
Freizeitbeschäftigungen

Inzwischen ist auch in der DDR, unabhängig
davon, welche Fernsehprogramme wo und
wie im einzelnen empfangen werden (kön-
nen), das Fernsehen Massenmedium Nr. 1
und damit zugleich auch wesentlichste Frei-
zeitbeschäftigung. Zwar gab es in der DDR
noch 1982 mehr zugelassene Radios (etwa 6,44
Millionen) als Fernsehgeräte (etwa 5,85 Mil-
lionen) und damit eine höhere Rundfunk- als
Fernsehdichte (etwa 38,6 :35,0 auf 100 Ein-
wohner)7), aber nach Zwischenständen von
täglichen Fernsehreichweiten (1970: etwa 70
Prozent, 1978: etwa 90 Prozent)8) müßte heute
die entsprechende Reichweite bei 95 Prozent
der DDR-Gesamtbevölkerung liegen. Dieser
Tendenz entspricht auch eine bis 1981 konti-
nuierlich zunehmende durchschnittliche Sen-
dezeit »der beiden DDR-Fernsehprogramme
von zusammen gut 20 Sendestunden täglich
(1980: 7 610 und 1981: 7 716 Gesamtsendestun-
den)9) und — vom Mediennutzer her gesehen
— eine tägliche oder zumindest mehrmals
wöchentliche Nutzung des Mediums Fern-
sehen von etwa 94 Prozent der Frauen und 96
Prozent der Männer (zum Vergleich: Zei-
tungslektüre 95 bzw. 97 Prozent)10). -

10) D. Löffler, (Anm. 4), S. 89.
1 ) K. Teckentrup, (Anm. 4), S. 256.
12) Statistisches Jahrbuch DDR 1983, Berlin (Ost)
1983, S. 310.

13) W. R. Langenbucher u. a. (Anm. 8), S. 722; der
Titelsachbestand wissenschaftlicher und Allge-
meinbibliothek lag in der DDR 1982 bei etwa 83,3
Mio. Exemplaren mit etwa 102,3 Mio. Entleihvor-
gängen; der Benutzeranteil lag bei 30,5 Prozent
(1982) der Gesamtbevölkerung; vgl. Statistisches
Taschenbuch DDR 1983 (Anm. 7), S. 127.
1) Errechnet nach: Statistisches Jahrbuch DDR
1983, (Anm. 12), S. 310, alle Bücher und Broschüren.
Diese sind natürlich für den potentiellen Leser u. a.
in Berlin und den großen Bezirksstädten eher ver-
fügbar als in DDR-Dörfern oder -Kleinstädten im
herkömmlichen Sinn. Die UNESCO-Statistik ver-
zeichnete 1978 und 1979 um 3—4 Prozent geringere
DDR-Buchtitelproduktionen; vgl. Statistical year-
book/annaire statistique/anuario estadistico, Paris/
London 1982, S. VII—25.
15)D. Löffler (Anm. 4), S. 89.
16) Ebd., S. 89; vgl. eingehender die präsentierten
Daten von B. und V. Gransow, Disponible Zeit und

Trotz dieser intensiven Fernsehnutzung ist
die DDR-Buchproduktion auch im internatio-
nalen Vergleich beeindruckend. Mit ihren 78
Verlagen (1979)) steigerte die DDR ihre
Buchproduktion auch in den letzten Berichts
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-
jahren. 1982 erschienen einschließlich Nach-
auflagen 1 630 Titel mit einer Gesamtauflage
von ca. 142,6 Millionen Exemplaren12). Damit
steht die DDR hinsichtlich der Pro-Kopf-Pro-
duktion von Büchern „neben der Sowjetunion
und Japan ganz vorn in der Weltrangliste''
und erreichte auch 1982 wieder in etwa

„eine große Durchschnittsauflage von 23 000
(Exemplaren) pro Titel"13).
Betrachtet man Belletristik oder fiktionale
Texte anhand der DDR-Systematik und ihrer
„Sachgruppen", so ergibt sich für 1982 etwa ein
Anteil von 1 268 Neu- und Nachauflagen
(ohne Kinder- und Jugendliteratur), von de-
nen 496 Titel aus anderen Sprachen ins Deut-
sche übersetzt wurden. Dieser Bereich von Li-
teratur im engeren Sinne machte 1982 damit
knapp 21 Prozent aller Buchveröffentlichun-
gen in der DDR aus und erzielte zugleich den
höchsten Ranganteil bei der Auflagenhöhe
mit etwa 31 Millionen Exemplaren (zum Ver-
gleich: etwa 24 Millionen aus der Sparte „Ge-
sellschaftswissenschaften" ohne Schulbü-
cher)14).
Bei der repräsentativ erfragten Häufigkeit
von ausgeübten Freizeitbeschäftigungen
nahm das Lesen von Büchern im DDR-Bevöl-
kerungsdurchschnitt von Bürgern ab 18 Jah-
ren nach Zeitungslektüre (1), Fernsehen (2),
Musikhören (3), Gartenarbeit (4) und Tier-
zucht/Tierbeschäftigung (5) den 6. Rang ein —
noch vor Wandern/Spazierengehen (7), Repa-
rieren (8) und Sportaktivitäten (9). Dabei ergab
diese Umfrage, daß 28 Prozent der Frauen und
Männer in der DDR täglich oder mindestens
zwei Mal in der Woche ein Buch oder Bücher
in ihrer Freizeit lesen15). In diesem Sinn ist
denn auch heute „der Umgang mit den ge-
druckten und elektronischen Medien die ein-
deutig dominierende Freizeitbeschäftigung
der Bevölkerung" in der DDR16).



III. Empirisch ermittelbare Ausprägung von Lesegewohnheiten
und Leseverhalten

Eine erste empirische literatursoziologische
DDR-Untersuchung, verfaßt von einer Hallen-
ser Forschergruppe um Dietrich Sommer, dis-
kutiert recht instruktiv Leseverhalten, Lektü-
regewohnheiten und literarische Interessen
in der dialektischen Verschränkung von so-
zialen und ästhetischen, gesellschaftlichen
und literarischen Bestimmungsfaktoren an-
hand systematisch präsentierter Befragungs-
daten ). Sie17 ist „repräsentativ" für die beiden
DDR-Bezirke Halle und Leipzig und mithin
für etwa ein Fünftel der DDR-Gesamtbevöl-
kerung (ab 14 Jahre) in zwei industriellen Bal-
lungsregionen ).18
Das zugrunde liegende Datenmaterial stammt
aus dem Jahr 1970. Während eine Folgeunter-
suchung mit Befragungsdaten des Jahres 1978
vor allem auf den Komplex „ästhetische Er-
fahrung" abhebt ), gibt es darüber hinaus
noch
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eine für die gesamte DDR-Bevölkerung
ab 15 Jahre repräsentativ angelegte, durchaus
bundesdeutschen Buchmarktstudien ver-
gleichbare Befragung der Abteilung Bedarfs-
forschung des Leipziger Kommissionsgroß-
buchhandels für 1976/77. Sie gibt Einblicke
über das Lesen, Kaufen und Leihen von Bü-
chern in der DDR. Folgt man den in mehreren
größeren Beiträgen im Leipziger „Börsenblatt
für den Deutschen Buchhandel" 1979/80 ver-
öffentlichten Angaben und Befragungsergeb-
nissen, dann bestätigt sich eine kürzlich von
Bodo Franzmann im „Kulturpolitischen Wör-
terbuch" vertretene These, derzufolge es
„keine Anhaltspunkte" dafür gebe, „daß in der
DDR ein größerer Prozentsatz der Bevölke-
rung regelmäßig liest (D. Sommer, 1978)“20), al-
lerdings nicht. Denn auch die DDR-repräsen-
tative Studie zum Leseverhalten ergab einen
Prozentsatz von Bücherlesern von 74 Pro-
zent21)- (D. h., die Befragten hatten im letzten

2) D. Löffler, (Anm. 4), S. 91.
23’) Vgl. D. Sommer u. a. (Hrsg.), (Anm. 19), S. 37, Ta-
belle 7.
24) K. Teckentrup, (Anm. 4), S. 268, Tabelle 12.
25) D. Löffler, (Anm. 4), S. 91; D. Sommer u. a. (Hrsg.),
(Anm. 19), S. 52.

20o ) B. Franzmann, Lesen, in: W. R. Langenbucher
u. a. (Hrsg.), (Anm. 8), S. 469.
21) K. Teckentrup, (Anm. 4), S. 266, Tabelle 9.

Jahr vor der Befragung mindestens ein Buch
gelesen.) Im Bevölkerungsdurchschnitt der
DDR wurden von dieser bücherlesenden
Mehrheit etwa acht bis neun Bücher gelesen
— und etwa 15 Prozent der DDR-Bürger ab 15
Jahre lasen 1976/77 mehr als zwei Bücher pro
Monat22).
Gewiß ist das Lesen — speziell von Büchern
— auch in der DDR in hohem Maße sozial
erwünscht, so daß auch hier (vergleichbar der
Bundesrepublik Deutschland) ein besonderer,
auffälliger Unterschied zwischen Wollen
(Lektüreabsicht) und Handeln (Ausmaß von
Buchlektüren) existiert. 33 Prozent der Be-
fragten teilten 1977 mit, sie würden gern öfter
insbesondere fiktionale Texte (Romane, Er-
zählungen, Lyrik) lesen, als sie es tatsächlich
tun, und speziell Romane, Erzählungen und
Gedichte werden in der DDR als Lektüren
eher geschätzt als Fachzeitschriften bzw. wis-
senschaftliche Fach- und Sachbücher23).
Diese ausgeprägte Wertschätzung der Lek-
türe fiktionaler Texte als besonderer Freizeit-
beschäftigung spiegelt sich sowohl in der er-
fragten allgemeinen Einstellung zum Bücher-
lesen mit den entsprechenden Antworten (je-
weils mehr als die Hälfte der repräsentativ
befragten DDR-Bürger ab 15 Jahre verwiesen
auf Antworten wie „gehört zur Allgemeinbil-
dung" [ca. 70 Prozent], „erwarte geistige Anre-
gungen" [ca. 56 Prozent] und „lese, um mich zu
entspannen" [ca. 53 Prozent]24)) als auch in den
Antworten, die die Hallenser Forschergruppe
1970 und 1978 erhielt. Hier waren es 50,7 Pro-
zent (1970) und 52,3 Prozent (1978), die in Hal-
le-Leipzig bzw. als Beschäftigte des Leuna-
Werks „Walter Ulbricht“ zum jeweiligen Be-
fragungsdatum ein Buch lasen. Dem standen
allerdings 29,5 Prozent einer vergleichbaren
Stichprobe bei Genossenschaftsbauern aus
dem Kreis Querfurt (1978)25) gegenüber.
Die hier angedeuteten sozialen Differenzie-
rungen im aktuellen Lektüreverhalten der
DDR-Bevölkerung sind — über den Stadt-
Land- und Arbeiter-Bauern-Komplex hinaus
— anhand des empirischen Befragungsmate-
rials der Hallenser Forschergruppe so zusam-
mengefaßt:



Ähnliche soziale Differenzierungen ergeben
sich auch bei der repräsentativen Befragung
1977 hinsichtlich von Buchentleihungen aus
öffentlichen Bibliotheken und im Freundes-,
Kollegen- und Bekanntenkreis26).
Betrachtet man wesentliche Determinanten
zur Herausbildung und Festigung von Lese-
verhalten und Lektüreinteressen sowie deren
Motivierung in der DDR, so scheint die wich-
tigste Scheidegrenze zwischen (regelmäßigen)
Lesern mit ausgeprägten Leseinteressen und
Lektüreansprüchen einerseits und verge-
wohnheitlichten Nichtlesern von Büchern im
Zehn-Klassen-Schulabschluß zu liegen (ähn-
lich den mittleren Bildungsabschlüssen in der
Bundesrepublik). Dietrich Löfflers Deutung
dieses zentralen empirischen Befunds der
Rolle der „für die DDR grundlegenden Form
der Allgemeinbildung" als „deutlichstem Ein-
schnitt" geht jedoch weiter. Er sieht ein allge-
meines „Beziehungsgefüge“ von .Allgemein-
bildung, einem Komplex von Allgemeinwis-
sen, Gesellschafts- und Lebenserfahrung und
beruflicher Qualifikation", das Leseverhalten
und Lektüreinteressen bestimmt und dessen
„Einfluß auf das Leseverhalten in allen Grup-
pen nachgewiesen werden (kann)"27). Und
weiter führt er aus: .Allgemeinbildung, Zuge-
hörigkeit zu einer sozialen Gruppe nach der
Tätigkeit und das Alter sind demnach die ent-
scheidenden allgemeinsten Faktoren, die sich
auf das Lesen — nicht nur dem Umfange
nach, sondern auch in den Interessen — aus-
wirken. Ihr Zusammenwirken wurde schon
angedeutet — sie bilden gemeinsam ein so-
ziales Beziehungsgefüge, das für das Lesen
(von schöner Literatur) determinierend
wirkt."28)

IV. Literarische und Lektüreinteressen

Da in keiner Gesellschaft Leseverhalten und
Lektüreinteressen sich selbst setzende auto-
nome Gebilde sind, geht es auch bei ihrer
empirischen Analyse und allen Deutungsver-
suchen um gesellschaftlich bezogene und ver-
mittelte soziale Tatbestände. In der DDR wird
dieser Komplex der gesellschaftlichen Litera-
turverhältnisse von Manfred Naumann u. a.
(Zentralinstitut für Literaturgeschichte der
Akademie der Wissenschaften der DDR) als
„gesellschaftliche Rezeptionsweise" bezeich-
net. Gemeint ist damit, „daß sich gemäß den
objektiven gesellschaftlichen Funktionen, die
der Literatur durch die materiellen und ideo-
logischen Verhältnisse in einer Gesellschafts-
formation vermittelt sind, bestimmte Denk-

weisen, Bewertungsnormen gegenüber der
überlieferten und der zeitgenössischen Lite-
ratur herausbilden". Nach den Erläuterungen
der DDR-Literaturwissenschaftler sind diese
aufzufassen „als Konkretisierung des Bewußt-
seins der Gesellschaft, ihrer Klassen, Grup-
pen, Schichten in bezug auf die mit der Litera-
tur zusammenhängenden Probleme (...): Vor-
stellungen z. B. davon, was Literatur war, ist,
sein soll, bewirken kann, bewirken müßte;
wie Werke, Autoren, Strömungen, Schulen,
ganze literarische Epochen, die Literaturge-



schichte überhaupt zu bewerten, zu interpre-
tieren, zu verstehen sind; welche Werke und
Autoren die Leser lesen sollen und welche
nicht; Vorstellungen von Normen für die Rea-
lisierung der in der literarischen Produktion
und Rezeption begründeten Möglichkeiten
für eine spezifische Weise der gesellschaftli-
chen Kommunikation und Bewußtseinsbil-
dung."29)
In diesem Sinn müßte es auch in der Gesell-
schaft der Deutschen Demokratischen Repu-
blik neben klassen-, Schicht- und gruppenbe-
zogenen Rezeptionsformen von fiktionaler Li-
teratur eine — kulturpolitisch beförderte30)
— vorherrschende gesellschaftliche Rezep-
tionsweise geben. Sie müßte sich sowohl auf
historische als auch auf aktuelle Literatur be-
ziehen und sich in den empirisch ermittelten
Lektüreinteressen auffinden und nachweisen
lassen.
In diesem Rahmen interessiert jedoch weder
das ästhetische Ensemble mit seiner Wert-
und Welthaltigkeit31) noch die zunehmend
auch von Wissenschaftlern in der DDR kon-
zeptionell beachtete32) und empirisch als „ge-
sellschaftliche Kunstkommunikation"33) auf-
gearbeitete kommunikationsästhetische Seite
der DDR-Literaturverhältnisse. Vielmehr ste-
hen im Mittelpunkt die tatsächliche aktuelle
Lektüre und die über die aktuelle Lektüre
hinausgehenden und insofern tieferliegenden
Lektüreinteressen; d. h. genre-, Stoff- und the-
menbezogene literarische und Leseoptionen,
soweit sie sich auf fiktionale Textsorten be-
ziehen (lassen).
Bei der aktuell (1970 und 1978/79 jeweils als
Antwort auf die Frage: „Was für ein Buch
lesen Sie jetzt gerade? Geben Sie bitte, wenn
möglich, Titel und Autor an!") erkundeten
Lektüre spielten — so Dietrich Sommer —

„ein, zwei Spitzentitel" eine Rolle, „die zwar
durchaus wesentliche Gegenstände eines all-
gemeinen Lektüreinteresses darstellen, je-
doch nicht mit derselben Entschiedenheit
und Überzeugungskraft wie andere, weil sie
in starkem Maße in verschiedenen Bildungs-
kursen als Pflichtlektüre fungieren oder aus
bildungsgeschichtlichen Gründen, aber auch
aus Gründen besonders eindrucksvoller Ver-
filmungen ein so starkes gesellschaftliches
Prestige beanspruchen (Apitz, Ostrowski), daß
das okkasionelle und aktuelle freie Bedürfnis
davon überlagert werden kann"34).
Trotzdem zeigt sich schon im ersten Ver-
gleich der Befragungsergebnisse 1970 und
1978/79 eine auffällige Konstanz der aktuel-
len Lesestoffe bei den genannten fiktionalen
Werken und ihren Autoren. Als Rangfolge
der meistgenannten Autoren — die Titel wer-
den für die Befragung 1978/79 leider nicht
mitgeteilt — ergibt sich für den letzten Erhe-
bungszeitraum Ende 1978/Anfang 1979 für die
befragten 989 Beschäftigten des Großbetriebs
Leuna (Werk „Walter Ulbricht" in Halle), von
denen zum Befragungszeitraum 465 „Belletri-
stik" lasen, folgendes Bild:



Die dem gleichen Personenkreis vorgelegte
Frage: „Gibt es Bücher, die Sie für sich persön-
lich als besonders wichtig empfinden oder die
für Ihr persönliches Leben in irgendeiner
Weise bedeutsam geworden sind? Wenn ja,
geben Sie uns bitte Titel und Autor an!" zielte
tiefer, nämlich auf die „Bedeutsamkeit der
Belletristik für die Persönlichkeitsentwick-
lung"35) der befragten Arbeiter und Angestell-
ten. Die Antworten ergaben ein Bild, das in
seinem Kern mit den entsprechenden Ant-
worten bei der Repräsentativumfrage der
gleichen Forschergruppe in den beiden Bezir-
ken Halle und Leipzig übereinstimmt36) und
wiederum auf eine relative Konstanz fiktiona-
ler Lektürestoffe verweist.
In einer gegen den Literaturtheoretiker Ge-
org Lukäcs gerichteten Polemik wertet Diet-
rich Sommer „allein die Tatsache, daß beide
Titellisten übereinstimmend 13 Autoren ent-
halten [...], die überwiegend der sozialisti-
schen Romanliteratur angehören oder dank
ihrer ausgeprägt sozialkritisch-antibourgeoi-
sen Gehalte auf verschiedene Weise soziali-
stische Einstellungen zu bestätigen oder zu
differenzieren vermögen" als direktes „Ergeb-,
nis sozialistischer Gesellschafts-, Bildungs-
und Kulturpolitik“37).
Diese Deutung trifft allerdings sicherlich
nicht auf Alexandre Dumas (unter diesem Na-
men wurden im 19. Jahrhundert zahlreiche
Abenteuerromane publiziert) zu. Dabei wurde

Dumas 1978/79 immerhin von Leuna-Arbei-
tern und -Angestellten als aktuell meistgele-
sener Schriftsteller genannt. Auch hier ist
eine partielle Stetigkeit dieser speziellen Lek-
türepräferenzen und Leseinteressen festzu-
stellen, denn bereits 1970 wurde Dumas so-
wohl mit den Romanen „Die drei Musketiere“
und „Der Graf von Monte Christo" bei den
meistgelesenen Büchern als auch — immer-
hin auf dem sechsten Rangplatz — bei den
„bevorzugten Autoren" genannt38).
Ähnliches dürfte für die Nennung von Karl
May bei den „bevorzugten Autoren" 1978/79
gelten, denn auch wenn — so Achim Walter
von der Hallenser Forschergruppe in seinem
Kommentar — „62,5 Prozent der Nennungen"
als Hinweise auf „sozialistisch-realistische
Autoren“ gewertet werden mögen39), bleibt

38) D. Sommer u. a. (Hrsg.), (Anm. 17), S. 554 f., Tabel-
le 22.
3)9 A. Walter, Soziale Determinanten des Lesever-
haltens, in: D. Sommer u. a. (Hrsg.), (Anm. 19), S. 57.



doch der Tatbestand beeindruckender oder
persönlichkeitsbeeinflussender Autoren und
Werke, deren „realer Erkenntniswert [...] sehr
gering ist“40).

40) D. Sommer u. a. (Hrsg.), (Anm. 17), S. 309.
41 A Walter, (Anm. 19), S. 54.
42 D. Sommer, (Anm. 34), S. 140.
4) .Sozialistische Gegenwartsliteratur' der DDR
meint fiktionale Textsorten, die sich seit Anfang
der 60er Jahre (Mauerbau 1961) „auf der dem Sozia-
lismus eigenen Grundlagen entfalten" konnten und

Die damit deutlich werdende Widersprüch-
lichkeit und Ambivalenz von Lesestoffen und
Lektüreinteressen, die — nicht zuletzt —
auch Sommers These von der unmittelbaren
Wirksamkeit der Politik in der DDR relativie-
ren muß, drückt sich stärker noch als in den
autoren- und titelbezogenen Antworten in
den nach Stoff- und Themenkomplexen sor-
tierten Lektüreinteressen aus.
So ergibt sich 1978/79 eine „höhere Wert-
schätzung der historischen Romane durch die
Leuna-Population" — in diese Rubrik dürften
die genannten Dumas-Romane fallen —, „aber
auch die der Abenteuerromane sowie der Me-
moiren und Lebenserinnerungen bzw. die
schlechtere Einordnung der Reise-, Kriminal-
und Gegenwartsliteratur"41)- In den Hauptten-
denzen jedoch gelten diese themen- und stoff-
bestimmten Lesepräferenzen und Lektürein-
teressen auch für die Leuna-Beschäftigten
Ende der siebziger Jahre. Bemerkenswert ist
dabei einmal die Vorrangigkeit von span-
nend-entspannenden Lesestoffen, die nicht
selten von der DDR-Gegenwart wegführen
und die — so Sommer — durch „Überschau-
barkeit und Durchschaubarkeit menschlich-
gesellschaftlicher Beziehungen sowie einer
erkennbaren Ordnung in den Raum-, Zeit-
und Handlungsstrukturen"42) in den literari-
schen Konstruktionen bestimmt sind. Zum
anderen ist aber auch (abgesehen von der
Rubrik „Kinderliteratur", die denn auch 1978/

79 nicht mehr abgefragt wurde) „sozialistische
Gegenwartsliteratur"der am wenigsten
von Arbeitern und Angestellten in der DDR
und ihren Großbetrieben bevorzugte Lektüre-
stoff. Seine Propagierung steht zwar nach wie
vor im Zentrum staatlich-parteilicher kunst-,
literatur- und bildungspolitischer Bemühun-
gen, wird aber von etwa zwei Drittel der indu-
striell Beschäftigten mehr oder weniger offen
abgelehnt. Diese Tendenz, die gleichsam die
andere Seite der Bevorzugung von gegen-
wartsabgewandten Lektürestoffen ist, blieb in
den siebziger Jahren stetig.

Dieser Tatbestand weist sicherlich auf das
lektürebezogene „Fluchtmotiv" als wesentli-
ches und unleugbares Lesemotiv von DDR-
Bürgern, namentlich der industriell beschäf-
tigten Arbeiter und Angestellten hin. Zu-
gleich ist damit eine wichtige Seite des Ver-
hältnisses von Leben und Lesen und der wi-
dersprüchlichen Einheit von Lese- und Le-
benserfahrung in der DDR-Gesellschaft ange-
sprochen, die sich im empirischen Befra-
gungsmaterial selbst spiegelt, von dem nicht
anzunehmen ist, daß entscheidende Teile der
Befragten nach dem Muster der sozialen Er-
wünschtheit antworteten.

Die verschiedenen Seiten des Widerspruchs
zwischen Leseverhalten und Lektüreinteres-
sen einerseits und zum anderen innerhalb des
gewiß breiten Spektrums der Lektüreinteres-
sen müssen folglich, soweit möglich, aufge-
klärt werden. Dabei erscheint eine Auseinan-
dersetzung mit den Deutungen der Hallenser
Forschergruppe nötig.

V. Zum Verhältnis von Lese- und Lebenserfahrung

Zwar hat die Germanistik in der DDR bis
heute noch keine Theorie der Unterhaltungs-
literatur44) — genauer: der „einfachen Unter-
haltung" (Bertolt Brecht) mittels fiktionaler
Text- und Lektüresorten — vorgelegt. Aber
die sich in unterhaltungsliterarischen Genres
ausdrückenden Bedürfnisse, Lesemotivatio-
nen und Lektüreinteressen sind inzwischen
in der DDR zumindest bei einigen avancier-
ten Germanisten — etwa in Dieter Schlen-

stedts engagiertem Plädoyer für literaturge-
sellschaftliche Entwicklungen45) — als empi-

die „Fragen nach dem zeitgemäßen Inhalt revolu-
tionären Handelns, nach der Perspektive des Men-
schen" thematisieren; vgl. K. Böttcher u. a., Kurze
Geschichte der deutschen Literatur, Berlin (Ost)
1981, S. 705/6; vgl. eingehender H. Haase u. a„ Ge-
schichte der deutschen Literatur, Bd. XI: Literatur
der Deutschen Demokratischen Republik, Berlin
(Ost) 1977, hier S. 495 ff.; die historische Zäsur 1961
akzentuiert auch K. Franke, Die Literatur der Deut-
schen Demokratischen Republik I., Frankfurt/Main
19802 (Kindlers Literaturgeschichte der Gegenwart,
Bd. 3), S. 110 ff.
44) Einen systematischen Versuch in der DDR un-
ternimmt A. Bouvier, Zur Theorie der sozialisti-
schen Unterhaltungsliteratur, Berlin (Ost), 1970.
45) Vgl. D. Schlenstedt, Die neuere DDR-Literatur
und ihre Leser. Wirkungsästhetische Analysen,
München 1980.



risch vorhanden registriert worden und schei-
nen zunehmend auch als berechtigt akzep-
tiert zu werden ).46

Trotzdem tendieren nicht wenige DDR-For-
scher dazu, aus der Not eine Tugend zu ma-
chen. So löst etwa Dietrich Löffler von der
Hallenser Forschergruppe die empirisch vor-
handene Dominanz von aktionsbezogenen,
spannungs- und abenteuerreichen Lektürebe-
dürfnissen, die primär auf unterhaltsame lite-
rarische Genres bezogen sind, sehr rasch in
die soziale Lage von Arbeitern in der DDR auf
und bemerkt dabei nicht, daß die von ihm her-
vorgehobene „Bevorzugung von Bildungs-,
Entwicklungs- und Gesellschaftsromanen"
durch Angehörige der DDR-Sozialschicht „In-
telligenz"47) wiederum auf einen tiefliegenden
Widerspruch — nämlich den zwischen über-
wiegender körperlicher versus überwiegen-
der geistiger Arbeit — verweist.
Die Ambivalenz von Unterhaltungsliteratur
und der ihr unterliegenden Leserbedürfnis-
struktur ist zwar in der DDR literatursoziolo-
gisch wohl bekannt, aber nach wie vor weitge-
hend unverstanden. Wohl haben die Hallen-
ser Literatursoziologen um Dietrich Sommer
1970 in ihrer ersten Befragung in den Bezir-
ken Halle und Leipzig auch nach einem von
ihnen als „Entlastungsmotiv" bezeichneten
Antriebsbündel gefragt („Ich lese, weil ich da-
bei den Alltag vergessen will") und durchaus
zugegeben, daß dieses Fluchtmotiv (Robert
Escarpit) in der DDR eher „negative, wenn
nicht gar feindliche Einstellung zur sozialisti-
schen Gesellschaft" und „Flucht aus dem so-
zialistischen Alltag heißen würde"48). Und
Achim Walter bemerkt folgerichtig, daß „Re-
zipienten, bei denen dieses Motiv dominiert,
sozialistische Literatur weitgehend ablehnen,
insonderheit solche, die ausgesprochene Ge-
genwartsstoffe bzw. -themen behandelt"49).
Aber anstatt ihr Befragungsmaterial auch
durch diese Überlegungen zu strukturieren
und nach dem bekannten Morgenstern’schen
Motto, „daß nicht sein kann was nicht sein
darf", haben die Hallenser Literatursoziologen
gefolgert, daß es in der DDR kein literarisches
Fluchtmotiv und entsprechende Leseantriebe,
Lektürebedürfnisse und -interessen gibt. Inso-
fern muß ihnen auch die in beiden Befragun-
gen deutlich gewordene breite Ablehnung ge-

rade „sozialistischer Gegenwartsliteratur" bei
Arbeitern und Angestellten in großindustriel-
len Zentren letztlich unerklärbar bleiben.
Entsprechend gilt dieses Lektüremotiv, das
gewiß nur selten empirisch in reiner Form
auftritt und insofern auch von anderen An-
triebsrichtungen überlappt werden kann, als
zwar ambivalentes, aber letztlich zumindest
verdeckt-funktionales „Entlastungsmotiv":
„Das momentane .Aussteigen' aus dem Alltag"
— so Walter verallgemeinernd — „enthält [...]
gleichzeitig Reproduktionsmöglichkeiten für
den Alltag, bereichert das individuell-gesell-
schaftliche Selbstverständnis und führt aus
der temporären .Unterbrechung1 unweigerlich
zum Gesellschaftlichen zurück. )
Das jedoch bedeutet, daß das idealtypisch zu-
nächst bei der Befragung 1970 als kulturelle
Depravierung51) festgemachte Ablenkungs-
und Fluchtsyndrom in der DDR-Gesellschaft
viel allgemeiner ausgeprägt und von DDR-
Wissenschaftlern in seiner gesellschaftlichen
Funktionalität erkannt ist. Unterbrechung der
Monotonie und Alltagssicherheit auch des
DDR-Alltags mittels von ihm wegführender
Lektüren wird nicht mehr kategorisch ver-
dammt, denn der „stumme Zwang" (Marx) ge-
gebener gesellschaftlicher Verhältnisse mag
schon dafür sorgen, daß es sich nur um ein
zeitweiliges — zudem ideelles — .Aussteigen"
aus dem DDR-Alltag, seinen Routinen, Mono-
tonien und Zwängen handelt — auch dann,
wenn es um ein auch in anderen Gesellschaf-
ten gleichermaßen ausgeprägtes Fluchtmotiv
geht.
Die Koppelung von Fluchtmotiven und De-
pravation durch Dietrich Sommer u. a. ist je-
doch in jedem Fall wissenschaftlich unzurei-
chend, lenkt sie doch den analytischen Blick
weg von einer vorhandenen Literatur und den
„Thatsachen, welche ihre Existenz nöthig ma-
chen"52). So gesehen, fallen die Deutungen der
Hallenser Literatursoziologen noch hinter
bürgerliche Aufklärung und deren Literatur-
wissenschaft zurück.

5) Nach D. Sommer u. a. (Hrsg.), (Anm. 17), S. 523
bis 532, Abb. 1—10, ist das Lektüremotiv Ablen-
kung vor allem bei: älteren Menschen, Hausfrauen/
Rentnern, 8-Klassen-Schulabschluß, Gar-Nicht-
oder Kaum-Lesern, kurz: noch immer kunst- und
literaturfernen und -unbeeindruckten DDR-Bür-
gern ausgeprägt. Dies sind die kulturell Depravier-
ten. Das Ablenkungs- bzw. Fluchtmotiv jedoch ist
gesellschaftlich viel ausgeprägter und keineswegs
allein auf diese Sozialprofile beschränkt.
52) R. Prutz, über die Unterhaltungsliteratur, insbe-
sondere der Deutschen, in: Kleine Schriften. Zur
Politik und Literatur, 2 Bde., Merseburg 1847, Bd. 2,
S. 168.



In ihrer letzten Untersuchung versuchte die
Hallenser Arbeitsgruppe in Form von „Inten-
sivgesprächen mit Lesern über Gelesenes“ —
Teilnehmer waren nicht näher bezeichnete
„Werktätige einer Maschinenfabrik in Halle
und einer landwirtschaftlichen Produktions-
genossenschaft im Kreis Querfurth" ) —
mehr über Lektürewirkung einerseits und das
Moment der

53

Ablehnung und Nichtakzeptanz
von „sozialistischer Gegenwartsliteratur“ der
DDR andererseits zu erfahren. In diesem Zu-
sammenhang erkannte Dietrich Sommer „die
Präponderanz des Lebens gegenüber der Lita-
ratur"54). Sie rufe denn letztlich auch die —
quantitativ nicht mitgeteilten — Bedenken
gegen die diskutierte „sozialistische Gegen-
wartsliteratur" hervor (diskutiert wurde über
eine Erzählung Erik Neutschts, die zumindest
räumlich den Befragten nahegelegen haben
dürfte ):55

„Es ist aufschlußreich, daß Vorbehalte gegen-
über der Erzählung stets dadurch gekenn-
zeichnet sind, daß vergleichbare (nicht unbe-
dingt gleichartige!) Lebens- und Wirklich-
keitserfahrungen nicht betroffen wurden, sei
es, daß die Erlebnisgrundlage fehlte, sei es,
daß andersartige persönliche Verallgemeine-
rungen von ähnlich gelagerten Fällen den Ge-
nuß an der Darbietung und teilweise auch an
der Erzählerwertung beeinträchtigen konn-
ten. Als Gründe dafür, daß die Erzählung im
großen und ganzen nur teilweise, nicht beson-
ders gut, wenig oder gar nicht gefallen habe,
wurden angegeben: Es wirkt alles .übertrie-
ben' oder ein wenig .verworfen', wie die Pro-
bleme dargestellt werden; Durchführung und
Lösung der Konflikte seien zu .einfach', zu .of-
fensichtlich', zu .vordergründig', die Figuren
zu typisch' angelegt; alles sei zu viel mit Ar-

beit' belastet, man wolle .echte' Geschichten
lesen, in die Figuren wird zu viel hineinge-
packt'.“56)
Das im Zitat berichtete Bedürfnis nach „ech-
ten" Geschichten zeigt allerdings in aller An-
schaulichkeit nichts anderes als ein Entla-
stungs- und Fluchtmotiv der „Werktätigen“,
dem — hier kann sicherlich verallgemeinert
werden — durch vorwiegend didaktisch ange-
legte, typisierte und relativ spannungslose
Geschichten „sozialistischer Gegenwartslite-
ratur" nichts entgegenzusetzen ist57) — zumal,
wenn darin das Syndrom Arbeit aufscheint
und die fiktional gebotenen Konfliktlösungs-
möglichkeiten oberhalb der alltäglich erfahre-
nen Lebenspraxis der Leser angesiedelt sind.
Als ein erfolgreiches Beispiel populärer „so-
zialistischer Gegenwartsliteratur" führt Dieter
Schlenstedt vom Zentralinstitut für Literatur-
geschichte der Akademie der Wissenschaften
der DDR hingegen Hermann Kants Mitte der
sechziger Jahre publizierten Roman „Die
Aula" an58). Hier handelte es sich um das „Er-
zählen ernster und heiterer Geschichten" und
um den „Versuch, historisches Selbstbewußt-
sein in vergnüglicher Weise anzuregen (für
welchen Doppelansatz das Komische zeugt)
durch Einführung einer Kommentarebene,
die das Reflektieren ermöglicht und ästheti-
sches Denken alltagsnah und in Bewegung
zeigt, in dem Geschichte neu befragt wird"59)
innerhalb des Spektrums „sozialistischer Ge-
genwartsliteratur" der DDR.
Insofern konnten — so Schlenstedt weiter —
Autor und Roman wohl „auch einen Lernpro-
zeß in Gang setzen: Die Aula wurde mit einer
Auflagenhöhe von etwa 800 000 in Breite und
Tiefe der Wirkung zu einem der größten Er-
folge unserer Literatur"60).

Allen beeindruckenden Daten über das „Lese-
land" Deutsche Demokratische Republik zum
Trotz gibt es offensichtlich auch in der DDR-
„Literaturgesellschaft" zumindest in weiten
Teilen gleichgültige und indifferente Lesean-
triebe und Lektüreausrichtungen gegenüber

VI. Schlußbetrachtung

der „sozialistischen Gegenwartsliteratur". Sie
korrespondieren formal mit vergleichbaren
unterhaltungsliterarischen Bedürfnissen
westlicher Gesellschaften — nicht zuletzt der



bundesrepublikanischen —, bedeuten aber
nicht notwendig eine literarische Flucht in
den Westen, sondern zunächst nur Di-
stanzfen) gegenüber dem DDR-Alltag und sei-
ner literarischen Verdoppelung.
Daß diese Bedürfnisse sich in besonderen
Lektüreinteressen, Lesestoffen, Genres und
Themen ausdrücken, ist inzwischen auch mit-
tels literatursoziologischer Forschungen in
der DDR empirisch belegt und unbestreitbar.
Ebenso dürfte erkannt sein, daß diese Bedürf-
nislagen, zumal wenn sie als grundsätzlich le-
gitim erachtet und anerkannt werden, gewiß
nicht durch irgendwelche kunst- und litera-
turpropagandistischen Kampagnen neutrali-
siert, funktionalisiert und umgelenkt werden
können. Zugleich scheinen sowohl im tatsäch-
lichen, aktuellen Leseverhalten als auch in
den tieferliegenden Leseantrieben, Lektürein-
teressen, themen- und genrebezogenen Lese-
stoffen Momente einer verborgenen Gesell-
schaft61) auf. Sie mögen als werthafter gesell-
schaftlicher „Kontrapunkt62) oder auch als
spurenhafte Elemente historisch älteren
volkstümlichen Drangs nach eigenem, vitalen
Ausdruck63) gesehen werden — verweisen
aber in jedem Fall auf die ungelöste „Wech-
selwirkung [...] zwischen dem fertig Gestalte-
ten und dem Suchen nach eigenem Aus-
druck"64).

6)6 Vgl. etwa die Gestaltungsversuche von E. Loest,
Es geht seinen Gang oder Mühen in unserer Ebene.
Roman, Halle (Saale) 1978 und Stuttgart 1978; zu-
letzt I. Böhme, Die da drüben. Sieben Kapitel DDR,
Berlin (West) 1982.
67) Vgl. zuletzt etwa W. Emmerich, Kleine Litera-
turgeschichte der DDR, Darmstadt-Neuwied 1981;
J. Scharfschwerdt, Literatur und Literaturwissen-
schaft in der DDR. Eine historisch-kritische Einfüh-
rung, Stuttgart u. a. 1982.

Leseverhalten und Lektüreinteressen in der
DDR der siebziger Jahre veranschaulichen
aber auch das vorhandene Ausmaß gesell-
schaftlicher Differenzierung. Die breit und
nicht zuletzt im Lager der „unmittelbaren Pro-

duzenten" (Marx) vorhandenen Leseinteres-
sen und Lektürebedürfnisse verweisen, auch
in ihrer offensichtlichen Gleichgültigkeit und
Indifferenz gegenüber „sozialistischer Gegen-
wartsliteratur", damit durchaus auf die „Vitali-
tät der Bedürfnisse"65). Deren ideeller Aus-
druck ist, sicherlich nicht zufällig im „Lese-
land" DDR, jene Spannungs- und Entspan-
nungsliteratur als Ausdruck von Entlastungs-,
Flucht- und Verweigerungstendenzen gegen-
über dem DDR-Alltag66), seiner relativen Si-
cherheit, aber auch der mit ihr notwendig ein-
hergehenden Statik und Monotonie. Diesem
steht der noch immer vorhandene „Hunger
nach Unmittelbarkeit“ (Siegfried Kracauer) in
Form erkennbarer Lektüreinteressen und Le-
semotive drängend und in seiner zunächst
immer gegebenen Ambivalenz gegenüber.
Die Untersuchung von Leseverhalten, Lektü-
reinteressen und Leseerfahrung in der DDR
zeigt aber noch einen weiteren Aspekt: Jene
Autoren und Werke der DDR, die in der Bun-
desrepublik als die DDR-Literatur diskutiert
werden67), sind in der DDR Lesestoffe einer
Minderheit. Christa Wolfs „Kein Ort. Nir-
gends" ist — hüben wie drüben — ebensowe-
nig ein den Lektüreinteressen der Vielen ent-
gegenkommender Lesestoff wie ihre „Kassan-
dra". Was man auf beiden Seiten bedauern
mag — aber doch zumindest drüben wie hü-
ben kenntnishaft registrieren könnte.



Helmut L. Müller

Der „dritte Weg" als deutsche Gesellschaftsidee

I. Einleitung
Die Bundesrepublik Deutschland versteht
sich seit 1949 als Bestandteil des westlichen
Europas und der westlichen Welt. Dieses
Prinzip westdeutscher Politik formulierte
Bundeskanzler Adenauer in seiner ersten Re-
gierungserklärung wie folgt: „Es besteht für
uns kein Zweifel, daß wir nach unserer Her-
kunft und nach unserer Gesinnung zur west-
europäischen Welt gehören."1)

Konrad Adenauer stellte die Weichen in
diese Richtung. Er setzte sich entschieden für
die Eingliederung der Bundesrepublik in den
Westen ein, da für ihn die Begründung einer
dauerhaften Demokratie in Deutschland un-
trennbar mit der vorbehaltlosen Integration
in die westliche Staatengemeinschaft ver-
knüpft war. Diese Entscheidung verstand er
als historische Absage an die Vorstellungen
eines „deutschen Sonderweges" und einer un-
ruhigen Schaukelpolitik zwischen Ost und
West.

„Westintegration" war jedoch in den fünfziger
Jahren ein Reizbegriff. Die SPD bekämpfte
Adenauers Politik heftig, weil sie befürchtete,
daß die Einbindung der Bundesrepublik in
den Westen die Einheit der deutschen Nation
aufs Spiel setze. Unter den gegebenen Macht-

verhältnissen ließ sich ihrer Ansicht nach die
Westintegration der Bundesrepublik nicht
mit dem Ziel der deutschen Wiedervereini-
gung vereinbaren. 1960 stimmte schließlich
auch die SPD Adenauers außenpolitischem
Kurs zu. Die Bundesrepublik fand somit, ge-
tragen von dem Konsens der Regierungspar-
teien und der Opposition, ihren vorerst end-
gültigen und unbestrittenen Platz im europäi-
schen Konzept, im Kreis der westlichen De-
mokratien.
Seit einigen Jahren hingegen ist die „Bündnis-
frage" der Bundesrepublik erneut im Ge-
spräch, stellen manche Gruppen deren Her-
auslösung aus der atlantischen Allianz offen
zur Diskussion. Spätestens seit dem Nein vie-
ler Bundesbürger zur „Nachrüstung" der
NATO findet ein alter Gedanke neuen An-
klang. Es ist die Vorstellung eines „dritten
Weges" zwischen Ost und West. Gerade auf
intellektuelle Schriftsteller hat diese für
Deutschland wegen der geographischen Mit-
tellage charakteristische Gesellschaftsidee
stets eine besondere Faszinationskraft ausge-
übt. Der folgende Beitrag stellt die Denkfigur
an einigen Beispielen aus der politischen Li-
teratur dar, die hier einer ideologiekritischen
Betrachtung unterzogen werden.

II. Die Revolution 1918/19
In Thomas Manns Werk „Der Zauberberg"
(1924) wird die Stellung Deutschlands in der
Welt konfiguriert. Den Mittelpunkt des Ro-
mans bildet die große Auseinandersetzung
zwischen dem Rationalisten Settembrini und
dem Irrationalisten Naphta, seinem ideologi-
schen Gegenspieler. Westliches und östliches
Denken prallen in diesen Figuren aufeinan-
der. Zwischen beiden Positionen steht nach
der Deutung von Thomas Mann der Deutsche.
In Hans Castorp ist die „deutsche Mitte" per-
sonifiziert, auf die die geistigen Prinzipien des
Zeitalters einwirken. Thomas Mann wollte
die Versöhnung der durch Settembrini und
Naphta repräsentierten Geistesströmungen.
Deren Synthese erblickte er in der politi-

sehen Verfassung der Republik. Sie setzte er
in seiner Rede „Von deutscher Republik"
(1922) gleich mit der Idee der Humanität, der
Einheit von Staat und Kultur, der „deutschen
Mitte". Thomas Mann verteidigte die Weima-
rer Republik gegen ihre Verächter von links
und rechts.
Die nationalistische Rechte hingegen sagte
der Weimarer Republik den Kampf an. Sie
suchte auf vielfältige Weise nach einem „drit-
ten Weg“ zwischen Demokratie und Diktatur.
Der Ständestaatstheoretiker Othmar Spann
beispielsweise sah ihn in einem korporatisti-
schen autoritären System2).
Die literarische Linke bezog ebenfalls häufig
gegen die Weimarer Republik Stellung. Ihre



Anti-Haltung war begründet in der geschei-
terten Revolution von 1918/19, die unerfüllte
Hoffnungen auf eine sozialistische Demokra-
tie, auf einen „dritten Weg" zwischen Kapita-
lismus und Kommunismus, zurückgelassen
hatte. Die enttäuschten Erwartungen vieler
Schriftsteller und Intellektueller richteten
sich nun gegen die Weimarer Republik.

•

1. Die Idee einer freien Rätedemokratie
In der bayerischen Revolution 1918/19 griffen
Schriftsteller zum ersten Mal aktiv in das po-
litische Geschehen ein. Sie wirkten erstmals
in der deutschen Geschichte bei der Grün-
dung eines revolutionären Staates mit. Die
Autoren Kurt Eisner, Gustav Landauer, Erich
Mühsam, Ernst Toller glaubten, durch die Re-
volution die traditionelle Trennung zwischen
Geist und Macht, zwischen Gedanken und
Tat aufgehoben zu haben. Als Dichterrevolu-
tionäre strebten sie eine Gesellschaft an, die
einen „dritten Weg" zwischen bolschewisti-
schem Rätestaat und bürgerlich-parlamentari-
scher Demokratie suchte.
Mit seiner Konzeption einer „produktiven De-
mokratie" wollte Kurt Eisner ein völlig neues
System schaffen, das den Interessen aller
Gruppen der Gesellschaft entsprechen sollte.
Dabei schien ihm weder das parlamentarische
System in seiner bisherigen Form noch das
Rätesystem nach bolschewistischem Vorbild
geeignet, sondern nur die Verbindung von
Räten und Parlament. Eisner wollte damit die
Demokratisierung der Gesellschaft von unten
nach oben bewirken und die Entfremdung
zwischen Volksvertretern und Bürgern ver-
hindern.
Erich Mühsam und Gustav Landauer dräng-
ten über die Grenzen hinaus, die Eisner der
revolutionären Politik gesetzt hatte. Sie for-
derten die volle exekutive und legislative Ge-
walt für die Räte und stellten dem Parlamen-
tarismus, der „zur Ausschließung des eigenen
Urteils und des eigenen Willens" führe, das
Rätesystem als Verkörperung des Prinzips
der „Selbstverahtwortung“ entgegen. Gleich-
zeitig aber grenzten sie sich vom Bolschewis-
mus ab3). Das Rätesystem begriffen die Auto-
ren als Konzept einer direkten Demokratie,
das im Gegensatz zu Formen der repräsenta-
tiven Demokratie stand. Sie sahen in ihm die
Möglichkeit, einen „freiheitlichen Sozialis-
mus" zu verwirklichen, der sich vom kapitali-

stischen Wirtschaftssystem und vom Staats-
sozialismus abhob.
Die „anarchistische" Dichterrepublik schei-
terte 1919. Den Revolutionären mangelte es
an politischer Erfahrung. Ihre utopischen Ent-
würfe ließen sich mit der politischen Wirk-
lichkeit nicht in Einklang bringen4). Ernst
Toller, der in seinem Stück „Die Wandlung“
(1919) zu einer „Revolution der Gesinnung"
aufgerufen hatte, rechnete in seinem Drama
„Masse-Mensch“ (1920) mit den Ereignissen
der Münchner Räterepublik ab. In den beiden
Gegenspielern seines Dramas (der Namen-
lose und Sonja Irene L.) ist der geistige
Grundkonflikt der Weimarer Republik konfi-
guriert, den Max Weber als Gegensatz von
Gesinnungs- und Verantwortungsethik be-
schrieben hat. Der Namenlose in Töllers
Stück erstrebt eine neue Gesellschaft durch
Zerstörung und Gewalt. Er handelt nur nach
seiner Weltanschauung und opfert im Dienst
seiner Idee den anderen. Sonja Irene L. ver-
tritt das Prinzip der Gewaltlosigkeit; sie op-
fert sich selbst und macht aus der irrationalen
Masse durch ihr Beispiel denkende Individu-
en, die zur Gemeinschaft fähig sind, wobei sie
die Freiheit des einzelnen über ihre Gesin-
nung stellt. In „Masse-Mensch" entscheidet
sich Ernst Toller für die Verantwortungset-
hik, für einen ethischen Sozialismus.
Diese Position wird kontrapunktiert durch
Bertolt Brechts Stück „Die Maßnahme" (1930).
In dem Lehrstück werden vier Agitatoren
nach China gesandt, um dort die Revolution
zu verbreiten. Ein Genosse empfindet Mitleid
mit den Unterdrückten; er will dem Unrecht
abhelfen und schreitet sofort zur Aktion. Er
trennt Gefühl und Verstand und „sündigt“ da-
mit an der Revolution. Der Genosse wird mit
seinem Einverständnis erschossen. Die Agita-
tion für die Revolution siegt über die Mensch-
lichkeit. Den Konflikt zwischen Gewalt und
Barmherzigkeit, zwischen Dogmatismus und
Verantwortung beantwortet Brecht im Sinne
der Gesinnungsethik und eines inhumanen,
doktrinären Kommunismus.

2. Die Chancen eines „dritten Weges“
1918/19

Die realen Möglichkeiten eines „dritten We-
ges" in der Revolution 1918/19 werden von



den Historikern kontrovers beurteilt. Karl
Dietrich Erdmann beispielsweise vertritt die
These, daß es 1918/19 um ein Entweder-Oder
gegangen sei: „um die soziale Revolution im
Bund mit den auf eine proletarische Diktatur
hindrängenden Kräften oder die parlamenta-
rische Republik im Bund mit den konservati-
ven Kräften wie dem alten Offizierskorps5).
Von diesem Standpunkt aus wurde die Rolle
der SPD 1918/19 positiv eingeschätzt: Die So-
zialdemokratie habe eine realistische Politik
betrieben und eine Diktatur nach sowjetrussi-
schem Muster verhindert

Autoren wie Walter Tormin, Eberhard Kolb,
Peter von Oertzen und Reinhard Rürup beto-
nen dagegen, daß es 1918/19 durchaus die
Möglichkeit eines „dritten Weges" gegeben
habe, nämlich die Option für eine soziale De-
mokratie mit entschiedeneren Reformen —
zusammen mit den Kräften der Rätebewe-
gung6). Das Reformpotential der Räte habe
sich, so die Position der „Revisionisten", sehr
wohl mit der parlamentarischen Demokratie
vereinbaren und für Veränderungen in Ver-
waltung, Justiz und Militär nutzen lassen,
welche die Demokratie stärker hätten funda-
mentieren können. Unter diesem Aspekt
wurde die Rolle der SPD 1918/19 eher kritisch
gesehen: Die Sozialdemokratie habe die bol-
schewistischen Kräfte in den Räten über- und
die Gefahr von rechts unterschätzt; die So-
zialdemokraten hätten die Chance zu einer
tiefgreifenden Umgestaltung der Gesellschaft
vertan.

Diese Position verkennt freilich, daß das
Steckenbleiben der Revolution 1918/19 nicht
nur dem Versagen der SPD-Führung zuge-
schrieben werden kann; es war vielmehr, wie
Richard Löwenthal darstellt, Ausdruck einer
strukturellen Schwierigkeit. Der Umbruch
1918/19 vollzog sich nämlich nicht in einer

überwiegend agrarischen, sondern in einer
hochindustrialisierten Gesellschaft. Mit dem
Entwicklungsgrad einer Gesellschaft erhöht
sich, so Löwenthal, die Bedeutung der öffent-
lichen Verwaltung, der Bedarf an administra-
tiver Dienstleistung. Deshalb habe der Ver-
such der SPD, eine freiheitlich-demokratische
Verfassung einzuführen, ohne zuvor gegen
den vordemokratischen und im Effekt antide-
mokratischen Staatsapparat vorzugehen,
durchaus den Bedürfnissen breiter Massen
entsprochen; denn diese hätten sich zugleich
nach neuer Freiheit und nach Kontinuität ih-
rer Lebensordnung und des sie sichernden
administrativen Rahmens gesehnt7).
Auch der schon erreichte Grad der Demokra-
tisierung stand einer revolutionären Totalum-
wälzung 1918/19 entgegen, denn auf Reichs-
ebene bestand das allgemeine Wahlrecht
schon seit 1871, und wenige Wochen vor dem
Umsturz im November 1918 wurde in
Deutschland die parlamentarische Demokra-
tie eingeführt. Deshalb wäre eine Politik, die
eine Phase der revolutionären Diktatur be-
wußt in Kauf genommen hätte, wohl auf den
Widerspruch von vielen gestoßen, die darin
eine Gefahr für die bereits bestehenden Mög-
lichkeiten politischer Partizipation gesehen
hätten.
Heinrich August Winkler zieht das Fazit: Die
regierenden Sozialdemokraten kamen, wenn
sie kein Chaos heraufbeschwören wollten, an
einer begrenzten Zusammenarbeit mit den
Trägern des alten Regimes nicht vorbei; das
Ausmaß dieser Zusammenarbeit und damit
der politischen und sozialen Kontinuität zwi-
schen Monarchie und Republik war aber er-
heblich größer, als es die Situation erforderte;
die Versäumnisse der ersten Stunde bedeute-
ten eine schwere Hypothek der Weimarer
Republik, ohne daß sich daraus das Fiasko
von 1933 direkt ableiten lassen würde8).

III. Ansätze in der Weimarer Republik
Zwar blieb 1918/19 eine revolutionäre Total-
umwälzung der Gesellschaft aus, doch fand in
der Zeit der Weimarer Republik eine inten-
sive Diskussion über den „dritten Weg" statt.
Diese berührte vor allem den wirtschaftspoli-
tischen Bereich.
So prägte beispielsweise Wichard v. Moellen-
dorf den Begriff der „Gemeinwirtschaft". Die
Verfechter dieser Konzeption wollten weder

den Kapitalismus mit seinem freien Spiel der
Kräfte noch die Zentralverwaltungswirt-
schaft. Ihr Ziel war die bewußte Gestaltung
der gesamten Wirtschaft, die demokratische
Kontrolle der ökonomischen Entwicklung.
Diese sollte durch planmäßige Wirtschafts-



lenkung, Mitbestimmung der Arbeitnehmer
sowie Vergesellschaftung bestimmter Be-
triebe und Industriezweige erreicht werden.
Sozialismus bedeutete in diesem Konzept
nicht Sozialisierung, sondern eine vom Ge-
samtinteresse der Gesellschaft bestimmte
Wirtschaft.
Im Jahre 1928 legten die Freien Gewerkschaf-
ten durch ihren Sprecher Fritz Naphtali ihr
Programm der „Wirtschaftsdemokratie" vor.
Unter dem Motto: „Durch Demokratisierung
der Wirtschaft zum Sozialismus" war die
„Wirtschaftsdemokratie" als Durchgangsstufe

zu einer sozialistischen Umgestaltung der Be-
sitzverhältnisse, als „eine Ergänzung der so-
zialistischen Idee in der Richtung der Klärung
des Weges zur Verwirklichung“ konzipiert.
Sie richtete sich zum einen gegen private Ent-
scheidungsgewalt in Fragen von gesamtwirt-
schaftlicher Bedeutung und strebte daher ei-
nen wachsenden Einfluß des demokratischen
Staates auf das Wirtschaftsleben an. Zum an-
deren begriff sie sich als Gegensatz zur wirt-
schaftlichen Autokratie und intendierte des-
halb eine Neuordnung der inneren Struktur
der Betriebe.

IV. Der deutsche Neubeginn nach
Die Überlegungen zur Zeit der Weimarer Re-
publik bildeten den Ausgangspunkt für die
politischen Entwürfe nach dem Zweiten
Weltkrieg, auch für die Diskussion über den
„dritten Weg“. Im Gegensatz zur erkennbaren
Entfremdung des Geistes von der politischen
Realität nach dem Ersten Weltkrieg setzte
sich 1945 die Überzeugung von der politi-
schen Verantwortung des Schriftstellers und
Intellektuellen durch. Viele Autoren waren
der Ansicht, daß Politik künftig nicht denkbar
sei ohne einen erheblichen Beitrag des Gei-
stes. Sie glaubten erkannt zu haben, daß die
Distanz des Geistes zur Politik in die Kata-
strophe auch des „Sich-Bewahrenden“ führt.
Die Politisierung des Bewußtseins war damit
eine Schlußfolgerung der Autoren aus den
Geschehnissen des „Dritten Reiches"9).

1) In: Der Ruf, (1946) 4.
12) In: Der Ruf, (1946) 4 und Der Ruf, (1946) 6.

In seinem Roman „Doktor Faustus" (1947)
machte Thomas Mann deutlich, daß der Na-
tionalsozialismus das Schreckgespenst eines
„deutschen Europas" heraufbeschworen und
so des Dichters Lebensidee von einem „euro-
päischen Deutschland“ überrollt hatte. Nach
dem Zweiten Weltkrieg stand deshalb
Deutschlands „Weg nach Europa"10) im Zen-
trum seiner politischen Wünsche und Hoff-
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nungen. Thomas Mann sprach stellvertretend
für viele Schriftsteller, die einmütig der Auf-
fassung waren, daß die neue politische Ord-
nung in Deutschland nur eine freiheitliche
Demokratie sein konnte. Zwar neigten viele
Autoren prinzipiell dem Gedankengut der
westlichen Demokratien zu, doch waren kei-
neswegs alle Schriftsteller und Intellektuelle
auch davon überzeugt, daß Deutschlands
Platz in der Weltgeschichte allein im Westen
sein müsse.

1. „Der Ruf“

So traten Hans Werner Richter und Alfred
Andersch, die Herausgeber der Zeitschrift
„Der Ruf', aus der später die „Gruppe 47" her-
vorging, für einen demokratischen Sozialis-
mus ein, in dem sich Freiheit und Planung
konstruktiv verbinden sollten. Indem
Deutschland die Idee der Demokratie und die
Idee des Sozialismus zu vereinen suchte, war
es in den Augen von Andersch und Richter in
besonderem Maße dafür geeignet, eine
„Brücke zwischen Ost und West"11) zu schla-
gen. Die Autoren des „Ruf“ dachten an eine
ost-westliche Symbiose, an einen mittleren
Weg zwischen Kapitalismus und Kommunis-
mus. Sie faßten Deutschland als Experimen-
tierfläche zweier Ideen-Räume, als Ferment
zwischen zwei Ordnungen auf: Deutschland
sollte den Sozialismus demokratisieren und
die Demokratie sozialisieren ) .12

Im Mittelpunkt der politischen Konzeption
des „Ruf“ stand die Verbindung von demokra-
tischer Staatsform und sozialistischer Wirt-
schaftsordnung, die Verbindung von politi-
scher und wirtschaftlicher Demokratie. Im
Rückblick hat Hans Werner Richter die
Grundidee folgendermaßen erläutert: „Wir*



wollten unter gar keinen Umständen eine
neue Diktatur von welcher Seite auch immer,
sondern eine Demokratie mit einem freiheit-
lichen Parlament.. „ wir konnten uns die Ver-
gesellschaftung der Produktionsmittel einer-
seits und den Aufbau einer pluralistischen
Gesellschaft, mit einer Parteienvielfalt und ei-
nem Parlament, wie es die bürgerliche Revo-
lution hervorgebracht hat, andererseits, sehr
gut vorstellen... ).13

Die Autoren des „Ruf' machten deutlich, daß
der „deutsche Sonderweg“ ein Irrweg gewesen
war, der letztlich zur Gewaltherrschaft Hit-
lers geführt hatte. Deutschland sollte daher
künftig als Machtfaktor in Europa und in der
Welt ausscheiden und sich nun mit der Rolle
des Vermittlers begnügen. Die Brückenfunk-
tion, die Deutschland von den Autoren des
„Ruf" zugedacht wurde, ließ freilich erkennen,
daß dieses in ihren Augen immer noch eine
besondere Berufung hatte. Interessant ist da-
bei der deutliche Widerspruch in den außen-
politischen Vorstellungen von Andersch und
Richter. Die Herausgeber des „Ruf" wollten ei-
nerseits die nationale Einheit bewahren, äu-
ßerten aber andererseits die Überzeugung,
daß die nationalstaatliche Ära vorbei sei, und
verfochten deshalb die Europa-Idee. Der
„dritte Weg" von Andersch und Richter blieb
ohne klare Konturen. Demgegenüber entwik-
kelten die Theoretiker des Neo-Liberalismus
und die Praktiker der sozialen Marktwirt-
schaft14) bald ein konkretes und erfolgreiches
Konzept für die Bewältigung der wirtschaftli-
chen und sozialen Aufgaben im Nachkriegs-
deutschland, das sie auch in die Praxis umset-
zen konnten.

2. Die .Frankfurter Hefte“

Walter Dirks und Eugen Kogon, die Heraus-
geber der 1946 gegründeten linkskatholi-
schen Zeitschrift „Frankfurter Hefte", traten
dafür ein, aus der Vergangenheit zu lernen.
Als einen entscheidenden Strukturfehler der

Weimarer Republik glaubten sie den Wider-
spruch zwischen der demokratischen Verfas-
sung und dem Einfluß wirtschaftlicher Macht-
gruppen erkannt zu haben. Walter Dirks
kennzeichnete die Problematik der Weimarer
Republik in der ersten Nummer der „Frank-
furter Hefte" mit folgenden Worten: „Wir ha-
ben nicht vergessen, daß die Demokratie von
1918 auch deshalb machtlos war, weil sie nur
den Staat, nicht aber die Wirtschaft zu demo-
kratisieren unternahm." )15

Die Schlußfolgerung von Dirks und Kogon
lautete: Man muß das 1918 Versäumte nach-
holen und nach 1945 nicht nur die politische,
sondern auch die „wirtschaftliche" oder „so-
ziale Demokratie" verwirklichen. Dement-
sprechend traten sie für einen „personalisti-
schen Sozialismus aus christlicher Verant-
wortung" ein und glaubten, man könne Pla-
nung und individuelle Freiheit verbinden, in-
dem man die Planung begrenze („Markt-Plan-
wirtschaft"). Bevorzugt wurden indirekte Me-
thoden der Wirtschaftssteuerung, insbeson-
dere eine Investitionsplanung. „Sozialisieren
heißt nicht verstaatlichen," schrieb Dirks,
„sondern vergenossenschaften .. .Das bedeu-
tet technisch-organisatorisch so etwas wie
.Wirtschaftsdemokratie’.... Nicht der Staat,
sondern das Volk, beispielsweise in Form von
„Sozialgemeinschaften“, sollte Träger der „mit
Freiheit durchsetzten Wirtschaftsplanung"
sein16).

3. Ulrich Noack

Im Gegensatz zu den Vorstellungen des „Ruf“
hing der Neutralismus, den der Würzburger
Historiker Ulrich Noack in den späten vierzi-
ger Jahren vertrat, nicht mit sozialistischen
Stimmungen zusammen. Noack wollte die po-
litische Zugehörigkeit Deutschlands zur west-
lichen Welt nicht in Frage stellen. Als er
seine leitende Idee, die Neutralisierung
Deutschlands, vorstellte, dachte er nicht an
Mischformen in der politischen und gesell-
schaftlichen Struktur des künftigen Deutsch-
lands, sondern an einen geistigen Austausch
zwischen Ost und West, den Deutschland be-
wirken sollte. Deutschland durfte sich nach
seiner Überzeugung nicht abkapseln, sondern
mußte sich im Gegenteil nach allen Seiten
öffnen und als Vermittler zwischen Ost und
West auftreten. In Noacks Konzeption diente
Bismarck mit seiner Vorstellung des „ehrli-



chen Maklers" als Vorbild. Erst die Umwand-
lung Deutschlands in eine entmilitarisierte,
neutrale Zone konnte nach seiner Auffassung
den weltpolitischen Gegensatz entschärfen
und den Frieden sichern. Für seine Neutrali-
sierungsidee hatte das pazifistische Motiv
größeres Gewicht als das nationale Argu-
ment ).17

Seinen politischen Gegenentwurf zur Westin-
tegration der Bundesrepublik stellte der
Würzburger Historiker im „Nauheimer Kreis", 
einem privaten Diskussionszirkel, der Öffent-
lichkeit vor. Bei der ersten Tagung des Krei-
ses am 31. Juli 1948 sagte Heinrich von Bren-
tano, der spätere Bundesaußenminister, zu
Noacks Plan:......Ob wir dadurch im Herzen
Europas ein machtpolitisches Vakuum schaf-
fen, das ist die Frage, die offen bleibt. Ich
fürchte es fast... Solange Sowjetrußland be-
steht, wird es dynamisch sein.... Eine solche
Neutralisierung muß zwangsläufig dazu füh-
ren, daß Rußland dann wieder vorstößt in den
schwächsten Raum .... Ulrich Noack ver-
suchte dagegen, die Besorgnisse zu zerstreu-
en: „... Ich meine, ein Vakuum liegt nicht vor,
wenn eine starke geistige Haltung da ist, und
wenn die sozialistischen und christlichen und
demokratischen Gruppen sich außenpolitisch
einig sind .. .“18).

1) Vgl. H.-P. Schwarz, Vom Reich zur Bundesrepu-
blik, Neuwied — Berlin 1966, sowie: R. Dohse, Der
Dritte Weg. Neutralitätsbestrebungen in West-
deutschland zwischen 1945 und 1955? Hamburg
1974, S. 41—61.
18) Zit. nach: H.-J. Stehle, Vakuum im Herzen Euro-
pas. Vor dreißig Jahren stand der geistige Vater
des „Nationalneutralismus“ vor Gericht, in: Die Zeit
vom 21. Mai 1982, S. 58.
19) Vgl. H.-H. Hartwich, Zum Bedeutungswandel
des Demokratiebegriffs in der Bundesrepublik, in:
Gegenwartskunde, (1981) 1, S. 5—22.

Ulrich Noack glaubte daran, daß Ideen eine
entscheidende Rolle spielen könnten, und ig-
norierte demgegenüber die Faktoren der re-
alen Politik, seien es ökonomische Interessen

V. Die Protestbewegung von 1968

oder machtpolitische Differenzen. Ganz so
wirklichkeitsfremd, wie es die zitierte Äuße-
rung Noacks vermuten lassen würde, war die
Haltung des Historikers indes nicht. Schließ-
lich erwartete er von dem entstehenden at-
lantischen Zusammenschluß, daß die Sowjets
in Schranken gehalten würden;- er rechnete
also von vornherein mit der Existenz zweier
großer Machtblöcke in Europa und in der
Welt, und er sah in dem Zusammenschluß der
westlichen Länder eine unerläßliche Voraus-
setzung für einen bündnisfreien, neutralen
Status des gesamten Deutschlands.

Freilich verkannte Noack die Tragweite poli-
tischer und ideologischer Antagonismen zwi-
schen Ost und West, angesichts derer Konrad
Adenauer mit aller Konsequenz eine Politik
der Westintegration betrieb, die von großen
Mehrheiten getragen wurde. Schon in den
fünfziger Jahren, doch insbesondere nach
dem außenpolitischen Einlenken der SPD-
Opposition 1960 gab es einen breiten pro-
westlichen Konsensus, d. h. die Hinwendung
der meisten Deutschen zu den Prinzipien und
Institutionen der westlichen Demokratie und
zu den Lebensformen der westlichen Indu-
striegesellschaft.

Erst die studentische Protestbewegung in den
späten sechziger Jahren stellte diese Orien-
tierung in Frage. Sie wandte sich kritisch ge-
gen die Verfassungsinstitutionen der reprä-
sentativen Demokratie.

Hatten die Verfassungsväter der Bundesrepu-
blik bei der Konstituierung des Grundgeset-
zes ein tiefes Mißtrauen gegen Formen un-
mittelbarer Demokratie gezeigt und auf das
Prinzip der Repräsentation gesetzt19), so
kennzeichnete die Protestbewegung der sech-
ziger Jahre demgegenüber das bestehende
Repräsentativsystem als „autoritär" und ver-
warf es zugunsten plebiszitärer und partizipa-
torischer Denkmodelle. Das Ideal eines wirk-
lich demokratischen Sozialismus sollte die

bürgerliche Demokratie des Westens ablö-
sen.

1. Die Rätediskussion

Rätedemokratische Vorstellungen hatten in-
nerhalb der Studentenschaft Konjunktur, wo-
bei Teile der Studentenbewegung auf Positio-
nen der zwanziger Jahre zurückgriffen. Rudi
Dutschke, einer der Wortführer der Studen-
tenrevolte, nannte als Ziel der Bewegung „ein
System von direkter Demokratie ..., und zwar
von Rätedemokratie, die es den Menschen er-
laubt, ihre zeitweiligen Vertreter direkt zu
wählen und abzuwählen". Ein solches System
diene dazu, die „Herrschaft von Menschen
über Menschen auf das kleinstmögliche Maß"
zu reduzieren20). In der Zeitschrift „Kursbuch"
konkretisierten Hans Magnus Enzensberger,
Rudi Dutschke, Bernd Rabehl und Christian
Semler in einem „Gespräch über die Zukunft"
20) In: Der Spiegel vom 10. Juli 1967.



1968 ihr Modell einer Rätedemokratie. West-
Berlin sollte sich, so der utopische Entwurf, in
Kollektive von jeweils 3 000 bis 5 000 Men-
schen aufgliedern, die sich um eine Fabrik
zentrieren sollten. Eine solche Assoziations-
form würde die „Herrschaft der Produzenten
über ihre Produktionsbedingungen, ihre Pro-
dukte und ihre ganzen Lebensbedingungen“
bedeuten. Die Zusammenarbeit zwischen den
Kollektiven der Stadt würde in einem ober-
sten Städterat organisiert werden, „in den die
Vertreter der einzelnen Kommunen, die ein-
zelnen Räte, jederzeit wählbar und abwählbar,
ihre Vertreter hineinschicken. Sie werden
den Wirtschaftsablauf kontrollieren, und zwar
ohne disziplinierende Anweisungen zu ge-
ben.“21)
Hinter dieser Wiederbelebung rätedemokra-
tischer Positionen in den späten sechziger
Jahren stand eine fundamentaldemokratische
Kritik am repräsentativen Regierungssystem:
Man konstatierte eine Diskrepanz zwischen
dem Gedanken der Repräsentation und der
Idee der Volkssouveränität und argumentier-
te, daß Parlamente und Abgeordnete mit
freiem Mandat der Identität von Regierenden
und Regierten ä la Rousseau widersprächen
und lediglich dazu dienten, die Volksherr-
schaft zugunsten der Herrschaft politischer
Oligarchien auszuschließen.
Gegen die Vorstellung einer Rätedemokratie
spricht freilich nicht nur die historische Er-
fahrung mit dieser Form der Partizipation; ge-
gen sie stellen sich auch Erfahrungseinwände
organisationstechnischer und sozialpsycholo-
gischer Art. In einem großen Flächenstaat mit
arbeitsteiliger Industriegesellschaft erscheint
es unmöglich, daß der Tendenz nach alle Bür-
ger an allen Entscheidungen, die sie betreffen,
unmittelbar beteiligt werden. Das Ideal einer
Selbstregierung des Volkes setzt zudem einen
kaum erreichbaren Grad an rationaler politi-
scher Einsicht und an kontinuierlicher politi-
scher Teilnahme des Bürgers voraus22). Die

Erwartungen der Rätetheoretiker entspre-
chen der Wirklichkeit weder im Hinblick auf
die Praktikabilität und die Effizienz des Sy-
stems noch im Hinblick auf die politische Mo-
bilisierbarkeit der Bürger. Allerdings mach-
ten die Verfechter der Rätekonzeption mit ih-
rem fundamentalen Angriff auf das Repräsen-
tativsystem — präziser als jede systemimma-
nente Kritik dies vermöchte — die Problem-
punkte der parlamentarischen Demokratie
deutlich und zeigten damit auch die Richtung
der notwendigen gesellschaftlichen Reformen
an.
War man sich in der Diskussion über den
„dritten Weg“ in der Revolution 1918/19 un-
eins über die Frage, ob die Verbindung von
Parlamentarismus und Rätewesen möglich ist,
so gingen demgegenüber die Rätekonzeptio-
nen in den späten sechziger Jahren durchweg
von der grundsätzlichen Unvereinbarkeit die-
ser beiden Prinzipien politischer Organisa-
tion aus23). Man begriff das Rätesystem als
radikaldemokratische Alternative zur parla-
mentarischen Demokratie und zur kommuni-
stischen Diktatur.

2. „Toller"

Entsprechend fanden in den späten sechziger
Jahren jene intellektuellen Schriftsteller, die
sich in der Revolution 1918/19 für einen „drit-
ten Weg" engagiert hatten, wieder großes In-
teresse24). Das Schauspiel „Toller“ (1968) von
Tankred Dorst hatte hierbei exemplarischen
Stellenwert. Ernst Toller erscheint in diesem
Drama — wie auch Erich Mühsam und Gu-
stav Landauer — als „Idealist", dem es zwar an
politischer Erfahrung mangelt, der aber auch
weiß, daß er sich als Schriftsteller nicht mehr •
allein mit ästhetischen Problemen befassen
darf. Dieser Dichter wird nun mit der politi-
schen Realität konfrontiert und dem politi-
schen Praktiker gegenübergestellt, der als
„Realist“ die Notwendigkeiten der Entwick-
lung zu erkennen glaubt. Der Verfechter ei-
ner freien Rätedemokratie wird kontrastiert
mit dem Anhänger der kommunistischen
Sache 25).
In dem Drama von Dorst beschreibt Toller am
Schluß seine Haltung folgendermaßen: „Blut
ist geflossen. Unschuldige sind gefallen, er-

3) Vgl. G. A. Ritter, „Direkte Demokratie" und Räte-
wesen in Geschichte und Gegenwart, in: E. K.
Scheuch (Hrsg.), Die Wiedertäufer der Wohlstands-
gesellschaft, Köln 1968, S. 209 f.
24) Vgl. W. Fritzsche, Die Intellektuellen der Baye-
rischen Revolution, in: Kürbiskern (1969) 2 und 4; P.
Schütt, Novemberrevolution in der Bundesrepu-
blik, in: Kürbiskern, (1969) 3, S. 553—565.
2)5 Vgl. W. Ismayr, Das politische Theater in West-
deutschland, Meisenheim 1977, S. 288f.



mordet, zertreten worden. Ich habe es mit
Entsetzen gesehen. Aber ich weiß heute: wer
auf der Ebene der Politik, im Miteinander
ökonomischer und menschlicher Interessen
kämpft, muß die Erfahrung machen, daß Ge-
setz und Folgen seines Kampfes von anderen
Mächten bestimmt werden als von seinen gu-
ten Absichten, daß ihm die Art der Wehr und
Gegenwehr aufgezwungen wird. Und da die-
ses Blut geflossen ist in den Tagen, für die ich
hier angeklagt bin, sage ich es Ihnen, die dort
sitzen, als Zuschauer nur, als ewig Abwar-
tende und ewig Unschuldige: Menschen ha-
ben dies getan und ich habe es mit ihnen
getan." )26

Die Hauptfigur von Dorsts Drama kommt da-
mit zu einem anderen Schluß als der Schrift-
steller Ernst Toller nach dem Ende der
Münchner Räterepublik. Toller schilderte in
dem Stück ,Masse-Mensch" sein Dilemma als
Dichter, der sich der revolutionären Aktion
verschrieben hatte, und verneinte letztlich
die Frage, ob der politisch engagierte Huma-
nist um der Revolution willen Menschen tö-
ten lassen dürfe. In Dorsts Drama sieht die
Hauptfigur sehr deutlich, daß es wohl zwi-
schen den politischen Mechanismen und den
Ideen und Intentionen des Dichters einen
großen Unterschied gibt. Der Schriftsteller
Toller in Dorsts Stück erkennt, daß politi-
sches Handeln anderen Gesetzmäßigkeiten
folgt als utopisches Denken. Aber er begreift,
daß der Handelnde zwangsläufig schuldig
werden muß, und akzeptiert diese Schuld,
denn er meint, daß die völlige Passivität in
gewisser Hinsicht auch Schuld bedeutet. Der

Schriftsteller Toller in Dorsts Drama sucht
die Verbindung von moralischem Bewußtsein
und politischer Tat27).
Tankred Dorst sieht Toller kritisch; er be-
schreibt ihn als Schauspieler, „der Revolution
machen wollte, aber Literatur gemacht hat"28).
Der Dichter tauge nicht zum Politiker. Aber
Dorst demaskiert nicht nur Toller als Träu-
mer, sondern er zeigt auch, daß die Fähigkeit
des Schriftstellers zur Reflexion erst sein pro-
blematisches Verhältnis zum politischen
Handeln bedingt. Toller sieht die Zusammen-
hänge, deshalb kann er nicht skrupellos han-
deln.
Für den Diskussionszustand in der Bundesre-
publik in den späten. sechziger Jahren kann
Dorsts Drama als repräsentativ angesehen
werden. Nach dem Regierungswechsel 1969
in Bonn versuchte die sozial-liberale Koali-
tion den revolutionären Impetus der Protest-
bewegung in die Bahnen der parlamentari-
schen Demokratie zu lenken und für Refor-
men zu nutzen. Auch außenpolitisch wurde
die Kritik entschärft, indem man die Westin-
tegration der Bundesrepublik durch die Nor-
malisierung des Verhältnisses zu ihren östli-
chen Nachbarn ergänzte. Damit fand ein
wichtiger Bestandteil neutralistischer' Kon-
zeptionen Eingang in die amtliche Politik: Die
Bundesrepublik verstand sich nunmehr als
Element des Ausgleichs zwischen Ost und
West. Allerdings betrieb Bonn seine Politik
nicht von einer „dritten", neutralen Position
aus, sondern hielt unverbrüchlich an der Ver-
ankerung der Bundesrepublik im Westen
fest.

VI. Die Aktualität der „deutschen

Die Diskussion über den deutschen Standort
flammte Ende der siebziger Jahre wieder auf.
Zunächst beschäftigte das Thema vor allem
intellektuelle Kreise, erst im Zusammenhang
mit der Friedensdiskussion fand es Resonanz
auch bei einer größeren Öffentlichkeit. Im
Zuge einer Verschärfung des Ost-West-Ver-
hältnisses stellte man die Frage, ob die allzu
enge Bindung der Bonner Politik an die politi-
schen Schachzüge der westlichen Führungs-
macht USA mit den „besonderen deutschen
Interessen“ wirklich vereinbar sei, und thema-
tisierte damit die Bündnisfrage. Der politische
Wert der Westintegration wurde zunehmend
nach den Chancen und Risiken beurteilt, die
sie für eine positive Entwicklung des Verhält-
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Frage"

nisses zwischen den beiden deutschen Staa-
ten mit sich brachte.

1. Deutsche Kulturnation

Vor allem deutsche Schriftsteller setzten sich
seit den späten siebziger Jahren entschieden
für die Idee der deutschen Nation ein. Dabei
lassen sich im wesentlichen drei Auffassun-
gen unterscheiden:
a) Bei manchen Schriftstellern ist das Bewußt-
sein vom einen Deutschland sehr ausgeprägt.
So notierte beispielsweise Martin Walser:.....



Aus meinem historischen Bewußtsein ist
Deutschland nicht zu tilgen ... Wir dürften,
sage ich mir vor Kühnheit zitternd, die BRD
so wenig anerkennen wie die DDR. Wir müs-
sen die Wunde namens Deutschland offenhal-
ten..."29). Diese Bezugnahme auf das ganze
Deutschland erschwert offensichtlich die
Identifikation der westdeutschen Autoren mit
der Bundesrepublik.
b) Andere Schriftsteller verspüren die politi-
sche Spaltung Deutschlands stärker als Reali-
tät. Sie halten die Anerkennung zweier politi-
scher Nationen, zweier „Vaterländer", für un-
ausweichlich, und sehen in der „Mutterspra-
che", in der Kultur- und Sprachnation, die ein-
zige Klammer zwischen den Deutschen in Ost
und West. Manche Autoren meinen sogar,
daß nur die Literatursprache noch den Ge-
danken an Deutschland, an die Einheit der
deutschen Kultur und Sprache bewahrt, weil
sich die Literatursprache im westlichen und
im östlichen Deutschland weniger verändert
hat als die Sprache des Alltags und die Spra-
che der Politik. Bei vielen Autoren lebt somit
das Bewußtsein vom gesamtdeutschen histo-
risch-kulturellen Erbe fort Beispielhaft für
diese heute dominierende Position ist der
Hinweis Peter Härtlings:.....Aber die Wörter
teilen wir noch in unsern Geschichten ... ) .30

c) Manche Schriftsteller heben hervor, daß
heute der Bezug auf eine deutsche Gesamtna-
tion, auf „Deutschland“, nicht mehr in Frage
kommt. Sie meinen auch, daß die gemeinsame
Sprache und Kultur keine große Ausstrah-
lungskraft mehr hat, und stellen daher das
Bewußtsein vom einen Deutschland in Frage.
So nennt Dieter Wellershoff Deutschland das
Land der Deutschen, „ein Wort ohne Anwend-
barkeit", denn Deutschland existiere nicht
mehr. Damit sei auch die deutsche Nation im
Begriff zu verschwinden. Hinter dem „reali-
tätsmächtigeren Leitbegriff" Bundesrepublik
erscheint ihm Deutschland als „kaum hörba-
rer Nachhall". Wellershoff sieht in der Bun-
desrepublik einen „akzeptablen politischen
Lebensrahmen", der ihm Ersatz ist für das
„verlorene Ganze" ). Er findet, daß der Ge-
danke vom einen Deutschland die Realität
nicht mehr abbilde, denn die Bundesrepublik
sei inzwischen so real wie die DDR. Es gebe
zwar Deutsche in einem westdeutschen und
in einem ostdeutschen Staat, aber es gebe ei-
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gentlich keine einheitliche deutsche Nation
mehr. Der Schriftsteller Günter Kunert zieht
daraus den Schluß, daß den Deutschen bei
ihrem Versuch, eine Identität zu finden, Eu-
ropa eine „höhere Heimat" sein könnte32).
Jedoch sind die meisten Literaten der Über-
zeugung, daß das Verbindende zwischen den
beiden deutschen Staaten das Trennende
überwiegt. Beide deutschen Staaten hätten
aufgrund von Geschichte, Sprache und Kultur
noch vieles gemeinsam, sie bildeten zusam-
men die „deutsche Kulturnation".
Angesichts fortschreitender Entfremdungser-
scheinungen stellt sich aber die Frage, ob es
wirklich noch tragende kulturelle Gemein-
samkeiten zwischen der Bundesrepublik und
der DDR gibt, da die Entwicklung seit 1945 ja
gerade dadurch bestimmt wurde, daß die na-
tionalen Bande auch im Bereich der Kultur
durch die ideologischen Gegensätze einem
Erosionsprozeß ausgesetzt waren33).
In den achtziger Jahren wurde die Idee der
„deutschen Kulturnation" eminent politisch
„aufgeladen". Deutsche Schriftsteller aus Ost
und West brachten in gemeinsamen Treffen
ihre Sorge um den Frieden zum Ausdruck.
Dabei war erkennbar, daß der Gedanke eines
besonderen Weges für Deutschland wieder
eine Rolle spielt.

2. Nationalneutralismus

In einem offenen Brief an den sowjetischen
Staats- und Parteichef Breschnjew forderten
deutsche Schriftsteller und Intellektuelle zu
Beginn der achtziger Jahre die Entmilitarisie-
rung und Neutralisierung Deutschlands. Der
Appell, von Ingeborg Drewitz, Wolf Bier-
mann, Rolf Hochhuth, Walter Jens, Gerhard
Zwerenz und anderen unterzeichnet, nannte
die deutsche Teilung als Ursache der „tödlich-
sten Bedrohung", die es in Europa jemals ge-
geben habe. Daher gelte es, „die beiden Teile



Deutschlands der Blockkonfrontation zu ent-
ziehen“34).
Auch Teile der deutschen Friedensbewegung
distanzieren sich von der amerikanisch-atlan-
tischen Allianz und stellen die Herauslösung
der Bundesrepublik aus der NATO offen zur
Diskussion. Diese Gruppen verfechten die
Idee eines wiedervereinigten, neutralen, von
den Blöcken losgelösten Deutschlands („Na-
tionalneutralismus"). Sie argumentieren, im
Ernstfall wäre Deutschland Kriegsschauplatz.
Darum bildeten die beiden deutschen Staaten
eine „Gefahrengemeinschaft". Die Deutschen
müßten ihr Schicksal selbst in die Hand neh-
men und die beiden Teile Deutschlands aus
der Konfrontation zwischen Ost und West
heraushalten. Peter Brandt und Herbert Am-
mon, zwei Wortführer dieses „linken Nationa-
lismus", äußern die Überzeugung:.....So wird
die deutsche Frage ... zum Friedensinstru-
ment für Europa: Ein Ausscheiden der beiden
deutschen Staaten aus den Militärblöcken
schafft eine reale Entspannungszone und er-
leichtert zugleich eine engere Zusammenar-
beit zwischen den beiden deutschen Staa-
ten ... Als Etappe auf dem Weg zur nationa-
len Einheit wäre eine Konföderation zwi-
schen den beiden deutschen Staaten denkbar,
welche aller Voraussicht nach die auf demo-
kratische und sozialistische Reformen drän-
genden Kräfte stärkte... Und sollte nicht al-
len Europäern daran gelegen sein, im Zen-
trum des Kontinents ein friedliches Land zu
haben, als Mittler zwischen Ost und West,
dessen Bewohner befreit sind vom Trauma ih-
rer NS-Vergangenheit, der deutschen Tei-
lung .. ,"35)
Dies würde eine fundamentale außenpoliti-
sche Kursrevision bedeuten. Freilich unter-
schätzen die Autoren des Konzepts in hohem
Maße das politische Gewicht der Westinte-
gration der Bundesrepublik, und sie lassen
sich zudem von der illusionären Vorstellung
leiten, die Sowjetunion werde die Einbezie-
hung der DDR in den Ostblock in Frage stel-
len lassen. Außerdem kehren sie ein wichti-
ges Prinzip westdeutscher Politik, nämlich
dem Friedensgebot Vorrang zu geben vor
dem Verlangen, Deutschland wieder zu verei-
nigen, um. Nicht die Nation, sondern der Frie-
den rangiert seither faktisch an erster Stelle
in der westdeutschen Politik. In Teilen der
Friedensbewegung zeigt sich nun die Bestre-
bung, die deutsche Einheit ohne Wenn und

Aber zur politischen Priorität zu erheben,
ohne die Frage nach friedensgefährdenden
bzw. friedenssichernden Faktoren zu stellen.
Friede und Nation, sagt Wolfgang Venohr,
seien identisch. Das heißt: Ohne die Einheit
Deutschlands werde es keinen dauerhaften
Frieden in Europa geben; die Einheit
Deutschlands anstreben bedeute also, den
Frieden wollen36).
Symptomatisch für diese „nationalneutralisti-
sche" Literatur ist durchgängig das Fehlen ei-
nes konkreten Entwurfes für eine „dritte
Form" des politischen, wirtschaftlichen und
gesellschaftlichen Lebens. Die radikale Infra-
gestellung des Status quo bleibt weitgehend
auf die außenpolitische Orientierung
Deutschlands beschränkt, während die Frage
nach der politischen und gesellschaftlichen
Struktur der an einem blockfreien Mitteleu-
ropa beteiligten Staaten ausgeklammert wird.
Symptomatisch ist auch, daß in der mehr po-
lemischen Formel vom „beiderseits besetzten
Deutschland", die in der Friedensbewegung
die Runde macht, die Differenzierung zwi-
schen der politischen Ordnung der DDR und
der Bundesrepublik völlig aus dem Blickfeld
verschwindet: Beide Systeme erscheinen
ohne Unterschied als negativ, weil sie, so
die These, „fremden Einflüssen" ausgesetzt
seien ).37

3. Die „Europäisierung Europas"

Eine andere Variante, zugleich eine andere
Dimensionierung der „Idee des dritten We-
ges“ entwickelt Peter Bender. Er vertritt die
These, Europa sei heute nicht mehr ideolo-
gisch, sondern nur noch politisch geteilt. Im
Osten habe eine geistige Entideologisierung
stattgefunden, die Staaten des Ostblocks
seien zu „normalen" Staaten geworden, die
nur noch diktatorisch regiert und ideologisch
verklärt würden. Die Europäer in Ost und
West sollten sich folglich auf lange Sicht von
den Supermächten abkoppeln, „emanzipieren“
und sich politisch zwischen Moskau und Wa-
shington einrichten38).
Diese Konzeption ist mehr von Wunschden-
ken als von einer Analyse der überprüfbaren
Realität geleitet. Der Gegensatz zwischen Ost
und West erscheint tendenziell nur mehr als
Konkurrenz zwischen den beiden Supermäch-
ten, der die Europäer gewissermaßen neutral
zuschauen. Die Vision eines „europäischen



Europas" über die Systemgrenzen hinweg
kann Peter Bender nur entwerfen, weil er den
grundlegenden Unterschied zwischen rechts-
staatlicher Demokratie und kommunistischer
Diktatur für die Weltpolitik verwischt bzw.
zum Interessengegensatz nivelliert sowie die
wehrhafte Überzeugungsbindung zwischen
den westeuropäischen Demokratien und der
amerikanischen Demokratie als reines Inter-
essenbündnis jenseits aller Moral und Ideolo-
gie deklariert39).

41) In: Frankfurter Rundschau (FR) vom 19. Febr.
1983, S. 14.
42) In: FR vom 21. Febr. 1983, S. 14.
43) In: Der Spiegel vom 14. Juni 1982, S. 52.

Das aktuelle Schlagwort eines „europäischen
Europas" ist in der politischen Diskussion
vage und vieldeutig. Die einen umschreiben
damit schlicht den Sachverhalt, daß Westeu-
ropa gegenüber den USA in der westlichen
Allianz größeres Gewicht erhalten soll. Der
„europäische Pfeiler" der NATO solle gestärkt
werden, es gehe um die „Selbstbehauptung
Europas" (Horst Ehmke). Andere hingegen fül-
len die Formel mit brisanterem Inhalt und
suchen nach einem europäischen Weg zwi-
schen den großen Machtblöcken in Ost und
West. Die Tatsache, daß die westeuropäischen
Demokratien und die amerikanische Demo-
kratie eine politische Wertegemeinschaft bil-
den, tritt dabei in den Hintergrund.

4. Der „dritte Weg" der GRÜNEN

Nach den Worten von Petra Kelly streben die
deutschen GRÜNEN „eine Form von ökolo-
gisch selbstverwaltetem emanzipativen Sozia-
lismus"40) an. Das jüngste Beispiel für einen
„dritten Weg" in Politik und Wirtschaft ist die-
ser Entwurf der GRÜNEN, selbst wenn er
nicht immer explizit so etikettiert wird.
Das 1983 in Sindelfingen beschlossene Wirt-
schaftsprogramm der GRÜNEN grenzt sich
nach zwei Seiten ab: „Zur Verwirklichung ei-
ner ökologischen, sozialen und basisdemokra-
tischen Wirtschaft haben sich sowohl die ka-

pitalistischen als auch die sogenannten real-
sozialistischen Gesellschaftssysteme als un-
tauglich erwiesen: beide Systeme sind Vari-
anten einer entfremdeten Fabrik- und Büro-
gesellschaft, die sich an zerstörerischem indu-
striellen Wachstum ausrichtet.. ."41). Die
GRÜNEN wollen Grund und Boden, Produk-
tionsmittel und Banken „in neue gesellschaft-
liche Formen des Eigentums" überführen, leh-
nen aber die „bekannten Formen der Ver-
staatlichung" ab, weil sie keine „basisdemo-
kratische Kontrolle" ermöglichten. Zentraler
Punkt des grünen Wirtschaftsprogramms ist
die Forderung, „daß die Betroffenen selbst die
Entscheidungen darüber treffen, was, wie und
wo produziert wird“. Die GRÜNEN setzen auf
Autonomie und Selbstbestimmung in den Be-
trieben. Damit die betrieblichen Entscheidun-
gen den gesamtgesellschaftlichen Interessen
in sozialer und ökologischer Hinsicht gerecht
werden, sollen auf allen Ebenen Selbstverwal-
tungsgremien, z. B. Wirtschafts- und Sozialrä-
te, geschaffen werden, in denen die Zusam-
menarbeit der Produzenten mit anderen Be-
völkerungsgruppen, etwa den Verbrauchern,
organisiert wird42).

Die GRÜNEN stellen das Konzept der „Basis-
demokratie“ gegen die Institutionen der re-
präsentativen Demokratie. Petra Kelly ver-
steht die GRÜNEN als .Antipartei-Partei", die
in den Parlamenten nichts als „reine Opposi-
tion" machen solle. Die Parlamente würden
von den GRÜNEN „mitbenutzt", um die außer-
parlamentarische Bewegung auf ein „zweites
Bein" zu stellen ) . Der fundamentaloppositio43 -
nelle Flügel der GRÜNEN liegt allerdings im
Widerstreit mit einer „pragmatischen" Strö-
mung in der Partei, die auf „Parlamentarisie-
rung" drängt. Einig sind sich die GRÜNEN
dagegen in der Forderung, die Bundesrepu-
blik solle die westliche Allianz verlassen und
einen Weg zwischen den Blöcken gehen.

Der „Sonderweg", der Deutschland seit dem
19. Jahrhundert von der liberalen, demokrati-
schen Entwicklung im Westen abschnitt,
führte am Ende in die nationalsozialistische
Barbarei. Dabei war der Preis für den Ver-
such, einen eigenen Weg abseits von den
Werten des Westens zu gehen, die Teilung
Deutschlands und die Einordnung der beiden

40) In: Der Spiegel vom 14. Juni 1982, S.56.

VII. Schlußbemerkung

Teile des gespaltenen Landes in die großen
Machtsysteme in Ost und West. Die welt-
weite Polarisierung im Zuge des Ost-West-
Konflikts hat nicht nur das europäische Ge-
wicht, sondern auch die prekäre deutsche
Rolle in Europa stark relativiert. Nach 1945
konnte es keinen „deutschen Sonderweg"
mehr geben.



Die Virulenz der Debatte über den „dritten
Weg" hängt mit der Lage Deutschlands an der
Nahtstelle zwischen Ost und West zusam-
men. Dabei verbindet sich die Einordnung der
Deutschen in das west-östliche Kräftefeld
häufig mit der Suche nach einer neuen politi-
schen und gesellschaftlichen Ordnung, die
alle Nachteile bestehender Systeme vermei-
den und alle Vorzüge denkbarer Systeme ver-
einen soll. Ein „dritter Weg" müßte sich dem-
nach in gleicher Weise von den beiden beste-
henden Wegen unterscheiden. Ein gleicher

Abstand (Äquidistanz") zur praktisch mit
marktwirtschaftlichen Ordnungen verbunde-
nen rechtsstaatlichen repräsentativen Demo-
kratie des Westens und zur kommunistischen
Diktatur des Ostens ist aber nicht möglich.
Daher darf, so expliziert Gesine Schwan, die
historische Grundentscheidung der Bundes-
republik für die westliche Demokratie nicht
durch inhaltlich völlig unklare Propagierun-
gen eines „dritten Weges" verwischt wer-
den ).44



Wolfgang Ismayr: Kulturförderung zwischen Neuorientierung und Spar-
zwängen
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 27/84, S. 3—16

Konkret erfahrbare Fehlentwicklungen wie Umweltzerstörung und die Gefährdung huma-
ner Lebensbedingungen in den Städten haben einen Wandel des Kulturverständnisses
herausgefordert; danach umfaßt Kultur alle schöpferischen Äußerungen der Menschen.
Auf der Grundlage dieses erweiterten Kulturverständnisses wird seit Anfang der siebzi-
ger Jahre in den Empfehlungen des Deutschen Städtetages, der UNESCO und des Euro-
parats der Humanisierung und Kultivierung der Umwelt im politischen Handeln Priorität
gegenüber rein ökonomischen Zielsetzungen eingeräumt Auch im engeren Sinne ver-
standen, kann sich dementsprechend Kunst- und Kulturförderung nicht darauf beschrän-
ken, die traditionellen kulturellen Einrichtungen zu unterhalten und zu fördern! Verstärkt
hinzukommen müssen die Förderung von Künstlern, soziokulturellen Initiativen und
Stadtteilzentren, kulturpädagogische Aktivitäten und kulturelle Kooperation.
Die z. T. einschneidenden Kürzungen in den Kulturhaushalten der Länder und Kommu-
nen beeinträchtigen diese Entwicklung. Bei den kulturellen Einrichtungen können Kür-
zungen rasch zu einem Substanzverlust und erheblichen Qualitätseinbußen führen. Be-
sonders betroffen sind neue, alternative Ansätze der Kulturarbeit, für die bisher ohnehin
nur ein sehr bescheidener Anteil der Kulturausgaben zur Verfügung gestellt wurde.
Erneut hat der Deutsche Städtetag die nun auch von Verfassungsjuristen unterstützte
Auffassung bekräftigt, daß Kulturförderung als Pflichtaufgabe der kommunalen Selbstver-
waltung aufzufassen ist. Für ihre Forderung nach Landeszuschüssen zur Erfüllung über-
örtlicher Aufgaben erhalten die Kommunen angesichts zum Teil einschneidender Kür-
zungen auch von kulturell engagierten Parlamentariern über die Parteigrenzen hinweg
Unterstützung.
Nach wie vor tun sich Kulturpolitiker aller Parteien schwer, die kulturelle Dimension im
Kontext konkurrierender Interessen zur Geltung zu bringen, doch zeigen Vorstöße bei
den letzten Haushaltsberatungen immerhin, daß engagierte Kulturpolitiker nicht auf ver-
lorenem Posten stehen müssen. Sie gehen zunehmend von einem erweiterten Kulturver-
ständnis aus, wie es sich auch bei neuen konzeptionellen und programmatischen Ansät-
zen von Parteien und Gewerkschaften zeigt.

Richard Albrecht: „Literaturgesellschaft" DDR. Leseverhalten, Lektüreinter-
essen und Leseerfahrungen
Aus Politik, und Zeitgeschichte, B 27/84, S. 17—26

Die Deutsche Demokratische Republik ist — dies vermitteln die globalen Daten zur Buch-
produktion — auch im internationalen Vergleich mit entwickelten industriellen Gesell-
schaften ein „Leseland". Im Selbstverständnis ihrer Führungsschicht gilt sie als entwickel-
tes „Leseland", das beansprucht, die Vision einer sozialistischen „Literaturgesellschaft" auf
deutschem Boden zu verwirklichen.
Unterhalb einer allgemein-abstrakten Ebene freilich stellt sich die „Literaturgesellschaft"
DDR widersprüchlich dar. Einmal muß die Lektüre als besondere Form individueller
Gestaltung der disponiblen Zeit mit anderen Medien und Freizeitvollzügen konkurrieren,
zum anderen konnte bisher auch in der DDR trotz aller — zum Teil gewiß anerkennens-
werter — literaturpädagogischer Bemühungen ein Widerspruch in den Lektüreinteressen
selbst nicht aufgelöst werden. Dieser ist gekennzeichnet durch das Lesemotiv Unterhal-
tung und Ablenkung einerseits und die angebotenen Lesestoffe andererseits. Besonders
deutlich zeigt sich dies bei der quantitativ und qualitativ besonders untersuchten fiktiona-
len Textsorte „sozialistische Gegenwartsliteratur“, deren zeitgenössische Arbeiten (Roma-
ne) an den Lektürebedürfnissen und Leseerfahrungen nicht weniger DDR-Bürger vorbei-
gehen.



Helmut L. Müller: Der „dritte Weg“ als deutsche Gesellschaftsidee
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 27/84, S. 27—38

Die Bundesrepublik Deutschland versteht sich seit 1949 als Bestandteil des westlichen
Europas und der westlichen Welt „Westintegration“ war in den fünfziger Jahren ein Reiz-
begriff, denn die SPD bekämpfte Adenauers Politik heftig, weil sie befürchtete, die Einbin-
dung der Bundesrepublik in den Westen würde die Einheit der deutschen Nation aufs
Spiel setzen. 1960 stimmte auch die SPD Adenauers außenpolitischem Kurs zu, die Bun-
desrepublik fand ihren endgültigen und unbestrittenen Ort im europäischen Konzept, im
Kreis der westlichen Demokratien. Seit einigen Jahren aber wird die „Bündnisfrage" der
Bundesrepublik erneut diskutiert. Dabei findet ein alter Gedanke neuen Anklang: die
Vorstellung eines „dritten Weges“ zwischen Ost und West
Der Beitrag stellt diese für Deutschland charakteristische Gesellschaftsidee an einigen
Beispielen dar. In der bayerischen Revolution 1918/19 suchten die intellektuellen Schrift-
steller Eisner, Toller, Mühsam und Landauer einen „dritten Weg" zwischen bolschewisti-
schem Rätestaat und bürgerlich-parlamentarischer Demokratie. In der Weimarer Repu-
blik diskutierte man unter der Überschrift „Gemeinwirtschaft“ und „Wirtschaftsdemokra-
tie“ über einen „dritten Weg“ im wirtschaftlichen Bereich. Beim deutschen Neubeginn
nach 1945 hofften manche Intellektuelle auf ein wiedervereinigtes, neutrales, entmilitari-
siertes Deutschland zwischen Ost und West In den späten sechziger Jahren stand die
Formel vom „dritten Weg“ für die von Rätetheorien inspirierte Fundamentalkritik an der
parlamentarisch-repräsentativen Demokratie. Heute stellen manche Gruppen die Heraus-
lösung der Bundesrepublik aus der westlichen Allianz offen zur Diskussion.
Der Beitrag kommt zu dem Befund, daß ein „deutscher Sonderweg" nicht mehr möglich ist,
die historische Grundentscheidung der Bundesrepublik für die westliche Demokratie folg-
lich nicht durch inhaltlich völlig unklare Propagierungen eines „dritten Weges" verwischt
werden darf.
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